
XI
Bürger - Convents . Verhandlungen.

Am Frertaq , dcn 16. November 1865 .
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Antrag des Senats.
Sciuir Hai die htvti'ge Versammlung vrr Ehrlicbendcn Bürgerschaft nerr

anstaltck , «in »achcnvähnlc Gegenstände Behufs deren verfassungsmäßiger Erledigung
zur gemrinschastlichen Vcralhung zu bringen.

i . Jährliche Steuern .
Da die verschiedenen hicher gehörigen , im Eonvenke vom 19. December vori¬

gen Jahres bis zum Ablaufe des gegenwärtige » vereinbarten Auflagen für das nächste
Jahr zu prolongircn seyn dürften , so giebt der Senat anheim , zu einer abermaligen
Revision und darüber zu erstattendem Bericht die bisher mit diesem Geschäfte bcauf,
kragt gewesene Deputation aufzufordern.

Indem sodann der Senat den der gedachten Deputation , in Folge desfallsigcr
Vereinbarung empfohlenen und von ihr eingereichten Bericht in Betreff der Aus¬
dehnung gewisser städtischer Abgaben auf das Gebiet der Ehrlicbcndcn
Bürgerschaft in der Anlage zu ihrer Erklärung mittheilt, behält Er Eich zwar
zur Ertheilung der seinigcn noch weitere Ucbcrlcgung vor , glaubt indeß schon seht
andeuten zu können , daß dieselbe in mehr als einem Puncte kein Einverstäudniß mit
den in diesem Berichte enthaltenen Vorschlägen aussxrechen dürfte.

( 46 ) Denn

1865. Novbr. 16.



162 1835 . November 13.

Denn einmal scheint Ihm im Allgemeinen in den socialen Verhältnissen der
Gemeinde der Stadt , der Gemeinden von Vegcsack und Bremerhaven und der Gemein¬
den des übrigen Gebiets eine zu große Verschiedenheit vorzuwalten , als daß die sonst
zur Vereinfachung des Staatshaushalts allerdings empfehlenswerthe Generalisirung der
Abgaben nicht in diesem dreifach verschiedenen Organismus auch ein gewisses Maaß
und eine den Verhältnissen entsprechende Begränzung finden müßte.

Was zuförderst Bremerhaven betrifft, so kann Er den von der Deputation
angeführten Gründen für die angetragene einstweilige Fortdauer der Verschonung
dieser im ersten Aufblühen begriffenen Colonie mit Staats abgaben zwar im Allge¬
meinen seinen Beifall nicht versagen , glaubt indeß , daß daselbst mit Erhebung ein¬
zelner Gemeindeabgaben zur Bestreitung der Kosten localpvlizeilicher Anstalten , wohin
namentlich solche , welche die Sorge für die nächtliche Sicherheit und gegen Feuers -
gefahren empfiehlt, zu rechnen seyn dürften , schon früher begonnen werden könne. —
Um über das Detail derselben eine bestimmte Ansicht zu fassen , bedarf der Senat
jedoch erst näherer Untersuchung, — einer Berichtserstatkung des Amtes zu Bremerhaven
über den dermaligen Zustand der Colonie , wie auch wegen des Zusammenhanges der
Bedürfnisse der OrtSeinwohner mit denen , welche die Staatssorge für die öffentlichen
Hafenanstalten empfiehlt , eines Gutachtens der für letztere bestehenden gemeinschaft¬
lichen Deputation. — Auch ist bekanntlich durch einzelne Bestimmnngen des Staats-
Vertrags vom II . Januar 1827 auf die Besteurung gewisser Gegenstände für Bre-
merhaven im Voraus verzichtet worden , woraus sich allein schon das Erforderniß eines
verschiedenartigen BesteuerungS - Systems für diesen Ort ergiebt.

So wie Vegesack sämmtliche Kosten seiner verschiedenen Gemeindeeinrichmn -
gen und localpolizeilichen Anstalten selbst bestreiket und diese Kosten unter sich zum
Theil durch ähnliche Gemeindeauflagen , als die hier in Frage stehenden Steuern ,
aufbringt , so ist überhaupt nicht zu übersehen, daß auch die Bewohner des übrigen
Gebiets ihre Gemeindelasten selbst besonders aufbringen müssen , während dieselben in
der Stadt aus der Generalcasse bestritten werden.

Dazu kommt , daß die erwähnten Abgaben , namentlich auf dem platten Lande,
so wenig einbringen , daß von ihrer Einführung schon die bekannte Verwaltungsregel
«brachen würde , nach welcher eine Vermannigfaltigung von Abgaben vor Allem da
zu vermelden ist , wo man nur einem unbedeutenden Ertrage derselben entgegen¬
sehen darf.

Dieser Fall würde hier fast bei jeder der in Frage stehenden Abgaben zu¬
treffen . Die Krüger auf dem Lande bezahlen bereits eine jährliche Abgabe, die für
jeden neuen Wirth schon auf 2 '/r H jährlich gesetzt ist , wodurch dieselbe allmählig von
selbst bei Allen auf den vorgeschlagenen Fuß kommen wird.

Tanzparthieen in den Wirthshäusern auf dem platten Lande werden so
wenig zu Bällen gerechnet werden können , als von den , jenen Wirthshäusern ent¬
sprechenden städtischen sogenannten Tanzböden die Ballabgabe bezahlt wird.

Geschlos-
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Geschlossene Clubbs sind auf dem Lande noch nicht Sitte geworden , und es
kann nicht heilsam erscheinen , durch eine besondere Besteuerung derselben zu ihrer
Errichtung gewissermaaßen aufzufordern .

Die Ausdehnung der Abgaben auf Billards auf das Gebiet möchte am
unbedenklichsten erscheinen , aber es bestehen deren , außer einigen wenigen zu Vegesack
und Brcmerhaven , sonst keine .

Kegelbahnen dagegen vertreten auf dem Lande das Kartenspiel , sie bringen
dem Wirthe wenig ein , und eine Besteuerung dieser von einer heilsamen körperlichen

Bewegung begleiteten Ergöhlichkeit würde zu einer Begünstigung jener Spiele führen ,
die für kein Beförderungsmittel der Sittlichkeit des Landvolks angesehen werden können ,
auch dort bei der Schwierigkeit einer hinreichenden Controlle viel leichter in Hazard -

spiele ausarten würden .

Fuhrwerke können auf dem Lande , wo vielfache Bedürfnisse nur aus der

Stadt zu beziehen und gegen die zum Absäße dahin zu verführenden Produkte einzu¬

tauschen sind , auch weite Wege zur Kirche , wie zu GerichtS - und Regierungsbehörden ,

zu Aerzten und Wundärzten u . dgl . mehr hinzukommen , überhaupt viel weniger unter

die Gegenstände des Luxus gezählt werden , als in der Stadt , und die Verbesserungen
der Einrichtung derselben haben in den neuesten Zeiten so rasche Fortschritte gemacht ,

daß sich eine von der Art der Construction abhängige unterscheidende Bestimmung als

charakteristisches Kennzeichen eines nur zum Luxus dienenden Fuhrwerks schwerlich lange

behaupten dürste .

Auch ist nicht unbeachtet zu lassen , daß der Landmann durch mehrere Arten

von Abgaben , welche derselbe gemeinschaftlich mit dem Städter bezahlt , Verhältniß ,

mäßig mehr belastet erscheint als dieser , namentlich durch die Grundsteuer , bei deren

Anordnung für das Land die sehr verschiedenen Meierleistungen und Grundgefälle , wie

die Unterhaltung von Deichen , Schleusen und Wegen , wohl nicht so , wie es billig

gewesen wäre , in Erwägung gezogen sind .

Endlich aber darf man nicht vergessen , daß Grund und Boden auf dem Lande ,

bei dem Mangel so vieler anderer Gewerbszweige , welche dem Städter zur Auswahl

stehen , als die erste materielle Bedingung des Erwerbs überhaupt zu bewachten sind ,

und daß die Produkte des Ackerbaus und der Viehzucht unserer Gebietebewohner bei

ihrem Absäße in unserm Freistaat « , zum vorzugsweisen Vortheile der städtischen 6on -

sumenten , keine Art von Abgabenbegünstigung hinsichtlich der Concurrenz mit ähnlichen ,

aus benachbarten Staaten eingeführten Produkten genießen , während ihnen im umge¬

kehrten Falle jeder Absah in fremde benachbarte Staaten durch fortwährend gesteigerte

Zoll - und Eingangs - Abgaben immer mehr erschwert worden ist .

U . Vertheilung der Geistlichen » Unterstiftischen Güter
und Neuen Gefalle.

Den dieser Angelegenheit halber von der Finanz - Deputation eingereichten Be¬

richt der Ehrliebenden Bürgerschaft zu ihrer Erklärung Hiebei mittheilend , nimmt der

( 46 * ) Senat



164 1835 . November 13.

Senat keinen Anstand , nicht nur dem von jener Deputation beobachteten Verfahren ,
sondern auch den Vorschlägen derselben — als den Verhältnissen und der Sachlage
vollkommen angemessen '— seine Zustimmung zu ertheilen , indem Er zugleich für diese

mühevolle , mit so vieler Umsicht ausgeführte Arbeit seinen aufrichtigen Dank aus -

spricht .

Ferner sind dem Senate folgende Berichte eingereicht , nämlich :

Anlage 6 . III . die Wittwen > und Pensions , Anstalt für bürger»
liche Beamte ;

Anlage v . IV . die Bewerkstelligung des Durchströmens von frü
schcm Wasser durch den Stadtgraben der Altstadt ;

Anlage k . V. die Verbesserung des Fahrweges an der Hecrdem
thorsiContrcscarpe ;

Anlage k'. VI . die verbesserte Einrichtung und Verstärkung des
untern Polizei » Personals ; und

Anlage 6 .
mit

Unter - Anlage n.

VII . die Ucberweifung eines Platzes zur Erbauung eines
neuen Schauspielhauses,

betreffend ; so wie :

Anlage lt .
mit

Unter -Anlage ».

VIII . Eine Vorstellung der Jnspcction und Administra ,
tion des Armenhauses in Betreff des Ertrages der
Fahrpacht ;

welche Er her Ehrlicbenden Bürgerschaft zu ihrer Erklärung unter Vorbehalt der

seinigen Hiebei mittheilt ; endlich :

ix . die Ueberdeckung des Wasserlaufs außerm Heerdem
thore betreffend .

Anlage r . Bei Mittheilung dieses letzteren Berichts glaubt übrigens der Senat schon
Unter. Anlage jetzt seine Ansicht dahin aussprcchen zu müssen , daß der Aufwand , welcher demsel¬

ben zufolge für eine solche Anlage in Anspruch genommen wird , für den dadurch

beabsichtigten Zweck gar zu beträchtlich — und daher eine solche Verwendung nicht
zu empfehlen sey.

x . Bremerhaven .
Dem Senate ist von seinen Eommissarien bei der Deputation für Bremer¬

haven berichtet worden , daß der in dem diesjährigen Ausgabe - Budget desselben vor¬
läufig zu 3500 veranschlagte Bau eines neuen Gefangenhauses , wovon 1000 «K
in diesem , das übrige im nächsten Jahre verwendet werden sollte , auf eine den Be¬
dürfnissen dieses wachsenden Etablissements angemessene Weise für - die ausgesetzte
Summe nicht beschafft werden könne , und daß sowohl nach dem Gutachten des Bau -
JnspcclorS , als nach dem Ergebnisse der in Folge der Vcrdingung des Baues einge¬
gangenen Submissionen keine Hoffnung vorhanden sey , dies Gebäude , welches außer

den
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den erforderlichen zweckmäßig eingerichteten Räumen für die Gefangenen , auch die

Wohnung für zwei Polizei - Dragoner enthalten werde , für weniger als 50V0 ^
solide und ganz fertig hergestellt zu sehen.

Da es nun , um diesen für das Hafen - Etablissement sehr dringlich scheinenden
Bau im nächsten Jahre vollenden zu können , von der Deputation für erforderlich

gehalten wird , daß noch in diesem Herbste die Pilotirung und Ausmauerung des Fun¬
daments vollendet werde , so giebt Er anheim, durch eine Erhöhung der Bewilligung
bis zu 5VV0 die Deputation zu dem erforderlichen Abschlüsse in den Stand zu setzen .

xi . Bepflastcrung der Stadtstraßen .
Von Seiten der Deputation wegen der Straßen - Bepflasterung ist dem Senate

vorgestellt worden, wie sich dieselbe veranlaßt sehe , auf eine Erweiterung des ihr im

diesjährigen Budget bewilligten Fonds anzutragen, und diesen Antrag nachstehend zu
motiviren .

Wie sie im verflossenen Frühjahre die ihr aufgetragenen Arbeiten beginnen

ließ , wurde der Mangel eines genügenden Vorrachs an guten Pflastersteinen bald

fühlbar , sie mußten während des Laufes der Arbeit , wo sich nur Gelegenheit dazu

fand , angekauft werden, und dabei ließ es sich aller Mühe ungeachtet doch nicht

verhüten , daß nicht von Zeit zu Zeit Stockungen entstanden . — Um dem für die

Zukunft vorzubeugen , hat die Deputation nach Auswirkung eines für dies Jahr

gültigen Auöfnhrpasses der Landdrostei zu Stade die Anschaffung von mindestens

Eintausend Kasten Pflastersteine nothwendig erachtet , welche vorzugsweise für den

Dienst des nächsten Jahres aufs Lager genommen werden sollen. Die Unkosten ,
welche diese Anschaffung aber erfordert , können nicht von der für die Bepflaster

rungsarbeuen ins Budget aufgenommenen Summe entnommen werden , da bei

deren Festsetzung die Nothwendigkeit des Ankaufs eines Steinlagers zum Verrath
nicht berücksichtigt und dieselbe durch die übrigen, jetzt beinahe beendigten Arbeiten,
für welche sie bestimmt worden, fast ganz erschöpft ist , weshalb sie sich daher den

Antrag erlaube, zu diesem Zwecke , so wie für noch einige unvorhergesehene Ausgaben
den ihr bewilligten Fond um Fünfzehnhundert Thaler erhöhen zu wollen .

xn . Verpachtung der Fahre von der Schlachte nach dem
Neustadtsdeiche.

Da der mit einem Theile der hiesigen AmtSsischer , in Gemäßheit der von der

Finanz - Deputation einberichteten , der Ehrliebenden Bürgerschaft im Convente vom
14 . Oktober 1825 mitgetheilten und in eben diesem Convente angenommenen Vor¬

schläge , geschlossene Pacht - Contract wegen abgedachter Fähre mit Ende dieses Jahres

abläuft , so haben die Pächter um eine abermalige Verlängerung des ConkractS , und

zwar wegen der weiteren Ausdehnung der Anlagen der Convoye und dadurch für die

Fischerei erwachsenen größeren Hindernisse zu einer etwas verminderten Pacht gebeten .

Der Senat findet zwar an sich bei dieser Verlängerung nichts zu erinnern,

jedoch hält Er dafür , daß nach den im eben angeführten Berichte entwickelten Grund -
( 4? ) sähen
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säßen eine Herabseßung der Pacht nicht zugegeben werden kann , vielmehr , weil von
den 14 AmtSfischern , denen im Jahre 1825 diese Gnadenpacht bewilligt worden ,
nur noch 11 leben , mit welchen der Conrract erneuert werden kann , die Pacht ohne
Unbilligkeit wohl um 1V0 «F> erhöht und somit auf 1608 gestellt werden mag ,
indem der Antheil dieser 11 Personen an dem Ueberschusse dann immer noch etwas

höher bleibt als vorher , wie 14 daran participirten .

Bei den mannigfachen Klagen über unhöfliches Betragen und sonstige Unge¬
bühr , welche an die Behörden gelangt find , empfiehlt es sich übrigens , daß in dem
neuen Contracte eine Aufhebung der Pacht vorbehalten werde , wenn gegründete Kla¬

gen sich öfter wiederholen sollten .

Noch bemerkt der Senat : wie Ihm berichtet worden , daß die von der Ehr -
liebenden Bürgerschaft im Convente vom 17 . December 1830 gewünschte Aufgebung
der Fischerschlachte zwar nicht zu erreichen gewesen , auch für die Erhaltung des Fahr¬
wassers bedenklich erschienen ist , die Sache aber dergestalt mit den Fischern regulirt
worden , daß die angegebenen Mißbrauche abgestellt und anderweitige Uebelstände thun -
lichst beseitigt sind.

Zu den nunmehr von der Ehrliebenden Bürgerschaft vorzunehmenden Bera¬
thungen wünscht der Senat Ihr den segensreichen Beistand des Höchsten .

^ ie verschiedenen heutigen Anträge und Mittheilungen des Hochweisen Raths
veranlassen die Löbliche Bürgerschaft , sich dahin zu erklären : Sie dankt vorab im All¬
gemeinen für die in den Anlagen — I . mitgetheilten Berichte , so wie jür die bei
den desfallsigen gemeinschaftlichen Berathungen und Abfassung derselben gehabten
Bemühungen .

verweiset Sie die Revision der für das nächste Jahr zu bewilligenden Steuern an die
gemeinschaftliche Deputation zur Berichterstattung ; Sie seht übrigens ihre Erklärung
auch über die Ausdehnung der Steuern auf das Gebiet , Vegesack und Bremerhaven
vorläufig aus , wünscht über die Zweckmäßigkeit der Ausdehnung derselben auf Bremer -
haven einen Bericht von der gemeinschaftlichen Hafen - Deputation , bemerkt übrigens
vorläufig : wie Sie Sich schon jeßt veranlaßt findet , hinsichtlich BremerhavenS zu er¬
klären , daß in Gemäßheil früherer Verhandlungen und Vereinbarungen zwischen Rath

Erklärung der Bürgerschaft .

Jährliche Steuern ,
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Und Bürgerschaft wenigstens alles, was die Verwaltung Bremcrhavens betrifft , Ge¬
genstand gemeinschaftlicher Berathung, Belicbung und Ausführung ist und bleiben
muß , weshalb die Löbliche Bürgerschaft mit einer in dem SenatSvortrag angedeuteten
Unterscheidung zwischen dem Hafen und dem Orte Bremerhaven durchaus nicht ein¬
verstanden ist und sich dagegen verwahrt.

Zu II . :
Vercheilung der Geistlichen - Unterstiftischen Güter und
Neuen Gefalle ,

genehmigt Sie die Verrheilung des CassenbestandeS von circa 3300 vorgeschlagener-
Maaßen , ist auch mit den zugleich vorgeschlagenen geschlichen Bestimmungen einver¬
standen , trägt jedoch dahin an , daß in die desfalls zu erlassende Verordnung aufge¬
nommen werde , daß eine amtliche Abschrift eines Verzeichnisses der verschiedenen Ue-
berweisungen dem Erbe - und Handfesten - Amte zugestellt worden , zum Zwecke der
Constaiirung der Cessionen , so wie zur Bennhung der dabei Bechciligken .

Zu III . , IV. , V . , VI . , VII . , VIII . und IX . und den damit in Bezug
stehenden Anlagen L . bis I . seht Sie ihre Erklärung für heute aus.

Zu X. :
Bremerhaven .

Da der Bürgerschaft von ihren Deputirten die Richtigkeit des dem Senate
Berichteten bestätigt worden , so bewilligt Sie die verlangten 5000 H und deren
Verwendung , verlangt jedoch für die Folge, daß dergleichen Anträge von der gemein¬
schaftlichen Deputation ausgehen und von derselben darüber berichtet werde.

Zu XI . :
Bepflasterung der Stadtstraßen ,

bewilligt Sie anderweitige 1500 «K zu dem dafür angebrnen Zwecke.

Zu XII . :
Verpachtung der Fahre u. s. w. ,

genehmigt Sie «ine anderweitige Verpachtung unter den bisherigen Pachtbedingungen
an die Fischer , jedoch nur für ein Jahr , wobei den Pächtern eine genauere Befol¬
gung der ihnen zu gebenden , durch das Wochenblatt bekannt zu machenden , Vor¬
schriften aufzugeben und auf deren Nachlebung zu achten seyn wird.

Eine Löbliche Bürgerschaft benutzt den heutigen Convenr noch zu folgenden
Verträgen:

xm . Transport von Schießpulver .
Sie wiederholt ihren desfallsigen Antrag im Convente vom 10. December v. I . ,

Seite 373 , wegen bei der Transportirung von Pulver durch die Stadt zu beachtender
( 47 * ) beson
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besonderen Vorsicht; Sie wünscht, daß die damals vorgeschlagenen Maaßregeln in
Anwendung gebracht und zu Abwendung besorglicher Gefahr auf deren Befolgung
genauer als bisher gesehen werden möge.

xiv . Bürgerwehr.
Da die Bürgerschaft in der desfalls am 29 . Juni d. I . erlassenen Verordnung

im Art. VI. , unter No. 3 , hinsichtlich der Herren Aerzte und Wundärzte einen Zusatz
in Rücksicht ihres Lebensalters bemerkt , welcher überall nicht mit desfallsiger Verein¬
barung stimmt , und dadurch leicht Unzuträglichkeiten entstehen könnten , so verweiset
Sie zu deren Vorbeugung und Beseitigung diesen Gegenstand zu anderweitiger Bera¬

thung und Berichtserstattung an die BewaffnungS - Deputation .

Indem Eine Löbliche Bürgerschaft auf die baldige Ansehung eines anderwei¬
tigen Konvents anträgt , schließt Sie ihren Vertrag mit den besten Wünschen für
das fernere StaatSwohl.

Präsidium .

Senat wird Sich bei einer anderen Gelegenheit auf den heutigen Vertrag
der Ehrliebenden Bürgerschaft erklären und entläßt dieselbe wegen vorgerückter Tages¬
zeit für heute .

Anlage
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Anlage i.

«Hn Folge getroffener Vereinbarung in den Conventen vom 19 . December

1834 und 13 . März 1835 wurde die Deputation zur Revision der jährlichen Steuern

beauftragt , darüber näher zu berathen und zu berichten :

„ ob es angemessen sey , die in der Stcucrverördnung unter VI l .

„ bis XII . bezeichneten Abgaben auf das Gebiet , mit Einschluß von

„ Vegesack und Brcmcrhaven , auszudehnen ? und eventualitec wie solche«

„ am zweckmäßigsten auszuführen sey. "

Die Resultate der deshalb eingetretenen Ucberlegung finden sich nun in dem

Folgenden zusammengestellt .

Da in den einzelnen Theilen unseres Gebiets verschiedenartige Verhältnisse

stattfinden , so scheint es angemessen , für jeden abgesondert die obige Aufgabe

ins Auge zu fasse ».

I . Was nun zuerst Bremerhaven betrifft , so sind bis jetzt an

diesem Orte die im Bremischen Staare stattfindenden Auflagen und Steuern überall

nicht erhoben worden , und es zahlen die Einwohner desselben nur die indirekten oder

solche Steuern , welche im weiteren Sinne dem Verbrauch « aufliegen , z . B . die

Stempel - Abgabe .

Die Verfügung , daß dort die in Frage stehenden Abgaben künftig zu erhe¬

ben seyn , würde an und für sich keinen bedeutenden Schwierigkeiten unterliegen , wo¬

gegen einige derselben für jetzt noch der Objecte der Besteuerung ermangeln würden .

Allein es entsteht dabei die fernere Frage , ob außer den Auflagen die unter Vll .

bis XU . in der Steuerverordnung angeführt sind , wenn diese dort eingeführt werden

sollen , nicht auch die übrigen Auflagen , die im Bremischen Staate erheben werden ,

( 48 )
dort
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dort gleichfalls einzuführen seyn ? — eine Frage , deren Bejahung bei konsequenter
Durchführung des Grundsatzes der möglichsten Gleichheit in der Besteuerung nicht
zweifelhaft seyn dürfte.

Von diesem allgemeinen Standpuncte aus wird es aber in Erwägung zu
ziehen seyn , daß man Colonien und neuangelegten Orten , deren Aufblühen man be¬
günstigen will , üblicherweise wahrend ihrer Entstehungszeit die Freiheit von Abgaben
gewöhnlich für 10 — 20 Jahre zu verwilligen pflegt . Nun ist zwar den Einwoh¬
nern von Bremerhaven eine ausdrückliche Zusicherung dieser Art nicht ertheilt , und
sie haben daher , streng genommen , keinen Anspruch darauf. Allein bedenkt man ,
daß der angegebene Beweggrund zu einer solchen Befreiung auch hier zutrifft und
daß Bremerhaven , welches seit etwa fünf Jahren sich angebauet und bevölkert hat ,
diese Befreiung wahrend solcher Zeit , der Sache nach , genossen hat , und die Nie¬
derlassung der dortigen Einwohner im Vertrauen auf die einstweilige Fortdauer dieses
faktischen Zustandes erfolgt seyn dürfte , so möchte es der Billigkeit und den sonstigen
Rücksichten auf diesen Ort angemessen erscheinen , diesen Zustand noch für einige Zeit
fortdauern zu lassen , etwa so , daß man ihn für 10 Jahre als die geringste der
üblichen Befreiungszeiten , also bis 1840 , ausdehnte.

II . In V e g e s a ck sind die Gastwirthschaften in drei Classen getheilt,
wovon die erste 6 «K , die zweite 4 «L> und die unterste 2 jährlich zahlt . Die
Schenkwirthe , die welche in ihrem Laden Branntwein zu schenken oder geistige Getränke
im Kleinen ;n verkaufen Erlaubniß erhalten haben, zahlen jährlich I '/3 «K. Auch
wird für die Erlaubniß , auf den Tanzböden ranzen zu lassen , jedesmal 54 R, bezahlt .

Diese Zahlungen fließen zufolge bestehender Anordnung in die dortige Gemeinde-
Casse , wogegen die Gemeinde wegen dieser und anderer ihr bewilligten Einnahmen
alle Brücken , Wege , Straßen und alle übrigen öffentliche Kosten der dortigen Ein¬
richtungen zu bestreiken hat.

Unter diesen Umständen kann die Deputation es nicht für angemessen halten ,
die Abgabe VII. der Krüger , Schenkwirthe rc. und X. auf öffentliche Bälle
in Vegesack eintreten zu lassen , indem sonst diese Verhältnisse bort einer doppelten ,
anderswo nicht stattfindenden Besteuerung unterliegen würden.

Was dagegen die Auflagen auf Clubbs ( VIII . ) , auf Billards und Kegel¬
bahnen ( IX . ) , auf Equipagen ( XI . ) und Lustfuhrwerke ( XII . ) betrifft , so wird der
Einführung dcr >elben in Vegesack , wenn sie beschlossen werden sollte , nichts im Wege
stehen , und etwa die Hebung einem dort wohnenden Erheber anzuvertrauen seyn.

III . Im Landgebiete an beiden Weserufern sind die bisher beste¬
henden Abgaben folgende :

1 ) In Hinsicht der unter VII. genannten Gewerbe. Die alten Krug - und
Schenkwirthe bezahlten von jeher einen Krugthaler , der 1 H jährlich in den alten
Dörfern , bei einigen Wirthen in den abgetretenen Dörfern 2 beträgt. Den
neuen Krug - und Schenkwirthschaften ist ein Krugthaler von 2 H auferlegt. Die

seit
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seit etwa zehn Jahren mit einer Concession versehenen neuen Kaffee - und Wein¬
schenken bezahlen 2Vr ^ jährlicher Recvgnition; die älteren bezahlen dagegen nichts.
Jene Zahlungen geschehen an die General - Casse. Die wenigen Branntweinbrenner
bezahlen als solche nichts ; Conditoren sind nicht da , auch keine eigentlichen Gastwirkhe,
welche ein eignes Gewerbe daraus machen . Fremde zu logiren , indem dieses nur dann
und wann von den Schenkwirlhen zu geschehen pflegt.

Bei diesen Verhältnissen dürfte es zuvörderst als unbillig erscheinen , die be¬
reits Besteuerten unter diesen GewerbSlreibenden noch mit einer zweiten Auflage zu
belasten , also ihr Gewerbe doppelt zu besteuern . Auch dürfte es sich empfehlen , die
Ungleichheit in der Besteuerung desselben Gewerbes , welche vorzüglich nur in der
allmähligen Entstehungsart derselben ihren Grund haben möchte , zu entfernen .

Die Deputation glaubt diesemnach anheim stellen zu müssen , ob unter Aufhebung
der obigen bisherigen Abgaben die unter VII. bezeichnete „Abgabe der Krüger ,
Schenkwirthe rc." auf das Landgebiet auszudehnen sey.

Im Falle dieses beliebt würde , dürfte cS sich jedoch empfehlen , wegen der
Geringfügigkeit mancher Schenkwirthschaften auf dem Lande diese in zwei Klassen zu
theilen , von denen die bedeutenderen 5 H und die kleineren 2 '/r oder noch weniger
zu zahlen hätten. Auch möchte es bei der vergrößerten Schwierigkeit der Hebung
ralhsam seyn , die Zahlung der Abgabe binnen der gesetzten Zeit , bei Vermeidung
des mit Ablauf der Frist sofort eintretenden Verlustes der Gewerbe - Berechtigung ,
anzuordnen.

2 ) Für öffentliche Bälle , d. h. Tanzgesellschaften in den Wirthshäusern ,
wird im Landgebiete nichts bezahlt . Dagegen sind zur Musik beim Tanz auf Hoch¬
zeiten und bei Hausrichlungen seit langer Zeit gewisse Musikanten concessionirl und
bezahlen dafür eine gewisse sehr verschiedene Pacht an die General - Casse , z. B . im
Werderlande für jede Hochzeit 63 U , in Borgfeld 48 U , im Hollerlaude 24 z(. , in
Hasenbühren im Ganzen 5 «L> jährlich , in Hüchtingen 2V H jährlich .

Die Deputation ist nun des Dafürhaltens, daß diese Musikpachten in bishe¬
riger Weise ihr Bestehen behalten können , und daß die Auflage auf öffentliche Bälle,
als auf einen verschiedenen Gegenstand gerichtet , auch auf das Landgebiet ausgedehnt
werden könne , wenn es beliebt werden sollte.

3 ) Der Erstreckung der Auflage auf Clubbs auf das Landgebiet steht zwar
an sich nichts im Wege , allein da bis jetzt dergleichen geschlossene Gesellschaften dort

noch nicht existiren , so möchte daraus ein Ertrag für die Staatskasse schwerlich zu
erwarten seyn.

4 ) Es wird die Auflage auf Billards füglich auch auf da« Gebiet ausge¬
dehnt werden können , wogegen eine gleiche Ausdehnung der Auflage auf Kegelbahnen
der Deputation nicht angemessen zu seyn scheint, indem es sehr viele wenig benutzte
Kegelbahnen auf dem Lande giebt und grade die unbemitteltere Classe der Bauern
und Städter davon vorzugsweise Gebrauch macht.

( 48 * ) Auch
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Auch bei den unter 2) , 3 ) und 4 ) erwähnten Auflagen würde es , im Falle
sie ganz oder theilweise im Landgebieke eingeführt werden sollten , zweckmäßig seyn , bei
Verlust der Gcwerbs- Berechtigung die Zahlung der Abgaben an das Stempel - Comp¬
toir binnen der ersten vier Monate des Jahrs anzuordnen , damit die wegen der Ent¬
fernungen schwierige Erhebung möglichst erleichtert werde.

5 ) Die Auflage auf Equipagen (XI .) und die auf Lustfuhrwerke (XII. ) auch
im Landgebieke eintreten zu lassen , erachtet die Deputation für ganz angemessen. Da
indeß schon jetzt in den Vorstädten häufig darüber Differenzen entstehen sollen, ob und
in wiefern Stuhlwagen , besonders wenn sie einzeln zum Einholen von Feldcrzeugnissen
gebraucht werden , zu den L u st fuhrwerken zu rechnen seyen , und diese Differenzen
natürlich auf dem Lande noch häufiger vorkommen würden , so glaubt die Deputation ,
daß es zur Vorbeugung. von Irrungen dienlich seyn werde , die Gattung von Stuhl-

wagen , welche zu den L u st fuhrwerken zu rechnen , näher zu bestimmen, und schlagt
deshalb vor, daß künftig unter XII . a . statt „ Stuhlwagen " zu setzen sey : „ Stuhl¬
wagen , welche selbst oder deren Stühle auf Federn ruhen ."

Die Deputation stellt diesem Allen nach die ferneren Beschlüsse in Hinsicht
der Ausdehnung der gedachten Steuern lediglich besserem Ermessen anheim , glaubt
aber schließlich noch bemerken zu müssen , daß , im Falle dieselbe beliebt werden sollte ,
die vielen einzelnen Bestimmungen in den Skeuerverordnungen nothwendig noch man¬
nigfaltiger werden ausfallen müssen , und daß bei der Beschlußnahme in Hinsicht des
LandgebiclS der Umstand doch in Erwägung kommen dürfte , daß unsere Landleme
außer den SraatS - und Gemeindeabgaben auch diejenigen an ihre Gutsherren , so wie
die mannigfaltigen Deich - und Landeslasten zu tragen haben.

Anlage L .
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Anlage k .
zum Antrage des SenatS .

Bericht der Finanz - Deputation,
die

Vertheilung der Geistlichen - UntersLiftischen Güter
UNd Neuen Gefalle betreffend .

I ^ -achdem eine gemeinschaftliche Deputation niedergesetzt worden , um Vorschläge
über die Verwaltung und Verwendung der Geistlichen - Unterstiftischen Güter und
Neuen Gefalle zu berathen und vorzulegen , wurde deren Bericht vom Senate im

Convente vom 22 . Mär ; 1833 der Bürgerschaft mitgetheilt und erhielten die darin

enthaltenen Vorschläge demnächst die Genehmigung von Rath und Bürgerschaft .

Diese Vorschlage gingen aber im Wesentlichen dahin :

1 ) Die bisherige Verwaltung der Geistlichen Güter und Neuen Gefälle solle

ganz aufhören , und sollten diese Güter sämmtlich vertheilt werden . ^

2 ) Für die Aufmachung des Bestandes der Güter und deren Liquidation
waren gewisse allgemeine LiquidationS - Normen aufgestellt . ,

3 ) Die Kirchen und verschiedenen Stiftungen , unter welchen die Güter ver¬

theilt werden sollten und die Portion , die jeder zuzutheilen sey , waren

angegeben .

4 ) Eine besondere LiquidationS - Commission , wozu die Finanz - Deputation

am geeignetsten gehalten wurde , solle nach diesen Grundlagen die Liqui¬
dation und Vertheilung vornehmen und alles erledigen ; dann aber nach

gänzlich beendigtem Geschäfte davon berichtliche Anzeige machen.

Die Finanz - Deputation hat die nähere Ausführung dieses verwickelten Ge¬

schäfts durch den aus ihrer Mine für die Verwaltung der öffentlichen Grundstücke be¬

stehenden Ausschuß besorgen lassen , und nachdem solches nunmehr ganz beendigt ist ,

macht sie davon hiemit die pflichtmäßige Anzeige , findet sich aber veranlaßt , über den

Gang , der bei diesem Geschäfte beobachtet ist und das Resultat desselben noch einige -

Nähere anzuführen und daran einige Vorschläge zu weiterer Beschlußnahme zu knüpfen .

Das erste Geschäft der Subdeputation bestand darin , mit den bisherigen

fünf Administratoren , die nach der bis dahin obwaltenden Einrichtung jeder einen

Theil dieser Güter verwaltet hauen , eine schließliche Rechnung zuzulegen und sich dar¬

nach von jedem Einzelnen die unter dessen Verwaltung gewesenen Gegenstände , so wie

den Lassen - Saldo abliefern zu lassen.

( 49 ) Es
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Es war zwar in dem Deputations - Berichte ( 8 . 24 ) der Zeitpunkt des Ab¬

schlusses auf St . Johannis 1833 festgesetzt , allein , da eine sorgfältige Aufmachung
aller Schlußrechnungen sich so geschwind nicht beschaffen ließ und während dessen die

laufende Verwaltung der bisherigen Administration ihren Fortgang behalten mußte ,
deshalb aber es sich für die Deputation unzulässig zeigte, schon um Michaelis und

Martini , wo fast alle Meierzinsen und Gefalle einkommen , die Hebung zn überneh¬
men , so wurde es nothwendig , daß die gedachten Administratoren noch bis zum Schlüsse
des Jahrs 1833 die Verwaltung fortsetzten , wogegen aber für die Participanten
St . Johannis als Normalrag festgehalten und daher diesen die ihnen zugesicherte
Rentenquote schon für das halbe Jahr 1833 zugestellt wurde .

Als nun in den ersten Monaten des Jahrs 1834 die Schluß - Liquidation mit
den Administratoren beschafft , dann von ihnen der ganze Güterbestand übernommen ,
und solcher nun völlig zu übersehen war , konnte erst an die Ausarbeitung eines Verr
theilungsplanes gegangen werden , die bei der großen Zahl der einzelnen Meier - und
Grundgefälleposten mit nicht geringen Schwierigkeiten sich verknüpft fand , damit jede
Kirche und Stiftung durch eine passende Auswahl möglichst zufrieden gestellt würde .

Diese Arbeit wurde durch den genehmigten Hauptgrundsatz ( § . 1 .) , daß nicht
gerade die zu den Geistlichen Gütern gehörenden Gegenstände , sondern auch „ andere
„ bisher bei der Generalcasse verwaltete Renten und Gefalle bei den Zuweisungen soll¬
ten benutzt werden können, " in sofern erleichtert , weil dadurch die Eincheilnng und
Ausgleichung angemessener zu Stande gebracht werden konnte . — Beiläufig ist zu be¬
merken , daß solchergestalt 580 49 R . jährlicher Meier - und Grundgefälle , die
bisher dem Staate gehörten und bei der Generalcasse verwaltet wurden , zu der Aus¬
gleichung mit den Participanten mit verwandt und diesen überwiesen sind , wofür frei¬
lich der Staat wieder den vollen Ersah aus den Geistlichen Gütern erhalten hat .

Wegen dieser Vorarbeit konnten erst im Herbste 1834 den verschiedenen Ver¬
waltungen der parricipirenden Kirchen und Stiftungen die Listen der ihnen zugedachten
Gefälle und Capitalien mitgetheilt werden , so daß die nun erforderliche Verhandlung ,
schließliche Verständigung , so wie die Ablieferung , Schlußbercchnung und Cession mit
jeder Verwaltung besonders kaum vor Martini 1834 zu Stande zu bringen war .

Indem solchergestalt für diese verschiedenen Maaßnahmen eine geraume Zeit
verwandt werden mußte , war die unvermeidliche Folge davon , daß die Verwaltungs -
Deputation von dem Zeitpunkte an , wo die vorigen Administratoren alles an sie ab¬
geliefert hatten , bis zu dem der Ablieferung an die Participanten die ganze weitschich¬
tige Administration selbst zu übernehmen hatte .

Um deswillen und weil auch hinterher noch mancherlei zu erledigen und zu be¬
richtigen war , hak ihre eigene definitive Schlußrechnung nicht früher abgeschlossen
werden können , wodurch es sich rechtfertigen wird , daß die Deputation erst jetzt ihren
schließlichen Bericht erstattet .

Die Rechnung über die Schlußliquidation mit den vorigen Administratoren ,
über die interimistische Verwaltung der Deputation und über ihre Verrheilung aller

Güter
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Güter und Capitalien , den Vorschriften des Depukations - Berichts gemäß , liegen jetzt
zur ordnungsmäßigen Revision nnd Zuschreibung bereit , und wird die Deputation solche
zu diesem Zwecke dem Herrn Präsidenten des Senats übergeben .

Sie bemerkt nur , Laß von der ihr zu ihrer großen Dankverpflichtung und Er¬

leichterung ertheilten Befugniß , „ allenthalben nach ihrer besten Einsicht zu verfahren ,
„ um bei geringfügigen Anständen freie Hand zu behalten "

, ( § . 25 des Deputations -

Berichts ) nur in soweit durch ihre Subdeputarion Gebrauch gemacht ist , daß sie wegen
der unvermeidlichen spätern Ablieferung der zugetheilten Objecte an die participirenden

Verwaltungen mit diesen bei der Berechnung der Zwischenstufen nicht mit zu ängst¬
licher Strenge glaubte verfahren zu dürfen , auch die , einigen Verwaltungen neben den

ihnen zugetheilten Gcldgefällen zugefallenen kleinen Naturalien an Butter , Eier u . dgl .

auf deren Wunsch nicht in Anrechnung gebracht hat .

Wenn die Deputation sich nun schmeicheln zu dürfen meint , daß nicht nur

ihre Rechnungen in vollständiger Ordnung werden gefunden werden und das ganze
von der VerwaliungS - Deputation befolgte Verfahren die Approbation ihrer Commit -

tenten erhalten wird , so ist sie doch genöthigt , noch zwei Punkte in Anregung zu

bringen .

I . In dem Deputations - Berichte von 1833 ist bei den VertheilungSvorschlä -

gen der Rechnungsabschluß der vorigen Verwalter von Johannis 1831 zum Grunde

gelegt , und der hiernach zu 2655 ^ 55 R . ermittelte Ertragsbestand nach gewissen

Quoten zu vertheilen vorgeschlagen worden .

Auf diese Weise rechnete sich heraus , daß ein geringer Ueberschuß von 2 .K

25 R . Rente ( also ungefähr 60 -F Capital ) nicht mit vertheilt würde ( Z . 23 ) und ist

in dieser Hinsicht vorgeschlagen :

daß , da es nicht fehlen könne , daß bei schlicßlicher Liquidation an der

Einen Seile sich vielleicht einiger Nachtheil für die Generalcasse ergebe ,

anderntheils aber durch noch ( seit Johannis 1831 ) hinzugekommene Er¬

sparnisse einiger Ueberschuß sich ergeben werde , festgesetzt werden möge ,

daß das bei völligem Abschlüsse der Liquidation etwa Ueberschicßende der

Generalcasse verbleiben solle .

Die Generalcasse scheint nun freilich nach diesem zum Beschlusse erhobenen

Vorschlage ein Recht auf den Ueberschuß , der sich jetzt ergeben hat , erhalten zu haben ,

allein es dürfte doch bei solchem Vorschlage die Absicht keine andere gewesen seyn , als

daß eine geringe Schwankung bei dem Abschlüsse nicht auendiret , und darüber , wohin

der dabei sich etwa zeigende geringe Saldo gelangen müsse , kein Zweifel bleiben solle .

Nun hat sich aber ergeben , daß theils wegen der seit Johannis 1831 bis zu

schlicßlicher Liquidation angesammelten Ersparnisse der früheren Verwaltung , theils we¬

gen des im Z . 5 des DepukulionS - Berichts vorgeschlagenen Modus der Capikalisirung

der Renten , soweit sie in baarem Gelde abgemacht werden sollten , jetzt am Schluss «

die nicht unbedeutende Summe von etwas über 3300 übrig geblieben ist.

( LS * ) Es
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Es dürste aber schwerlich die Meinung der damals berichtenden Deputation

WWrsm sey » , aus den Gütern einer abgesonderten frommen Stiftung einet, so ansehn¬

lichen Posten der Staattrasse zuzuwenden , und hat deshalb die Verwalmngs- Depu-

Mion Bedenken getragen, solchen Uebrrschuß schon jetzt an die Generalcassr abzugeben ,

ehe nicht von diesem Resultate der Sache eine Anzeige an Rath und Bürgerschaft

gemacht und Leren -weitere Instruktion eingeholt worden.

Dazu kommt aber «och ein anderer Umstand , Welcher ihr einer billigen Be¬

rücksichtigung wrrch scheint»

In dem De -puralions .. Berichte Z . 5 . ist als Norm vorgeschlagen , daß jede
an der Verchrilung -parriripirenLe Kirche oder Stiftung ihre Quote zu vier Siebentel
in MeirrgeMen und Grundzinsen und zu drei Siebentel in baarem Gelde erhalten
solle , und zwar so , Laß Lei den letzter« die Capitalien zu 4 pCl. anzuschlagen seyen .
Aus dieser Norm hat sich aber eine damals nicht vollständig zu übersehende Verkür¬

zung der Parüripamrn ergeben .

Denn wenn z. B . eine Stiftung 110 Rente zugetheilt erhalten sollte , so
müßte sie davon 2/7 oder 60 «K in baarem Gelde oder Capital erhalten , welches
s 4 pCt . 1500 H macht . Weil aber inzwischen der Zinsfuß der SmatS - Obiigalio-
mn ( woraus der größte Theil deö Capitale Vermögens der Geistlichen Güter bestand )
auf Ohr pCr. reducier wurde und auch für Capitalien bei Privatleuten der Zinsfuß im

Allgemeinen beträchtlich unter 4 pCr . gesunken war , so konnte die Stiftung , für jene
1500 H nur 52 '/Z H Zinsen machen , und büßte solchergestalt von vorn herein
7 '/? *L> oder ein Achtel der ihr zugedachten Capitalreme ein.

11m nun Liese ursprünglich nicht beabsichtig« , sondern vormmlich Lurch spätere
Finanz - Maaßregeln des Sraars hervorgebrachte Einbuße zu vergüten, ( die besonders
bei denjenigen Kirchen und Stiftungen, welche aus früherer Zeit ein Recht auf eine
bestimmte Rente aus den Geistlichen Gütern in Anspruch nehmen konnte » , unbillig
erscheint ) , möchte die Deputation gehorsamst anheim geben , den obgedachlen Ueber-
schuß von etwa 3300 »K über alle Partmpanten nach Verhältniß der ihnen im Depu -
rations - Berichte zugebilligten Renrenquoren vertheilen zu lassen , wodurch denn auch die
Generalcassr den ihr wegen der Vegesacker Meiergefälle ( Z . 9. ) gebührenden Antheil
an dein Ucberschusse genießen würde.

Durch diese verhältnißmäßige Vertheilung würden die Kirchen und andern
Verwaltungen das angeführtermaaßen eingebüßte Achtel der Capiralreiue zwar nicht
ganz aber doch größtenrheils erseht erhalten , indem für den Zuschuß des vollen Achiels
ungefähr 3500 nöthig seyn würden.

II . Die Gesammtheit der theils aus den Geistlichen - Umerstiftischen Gütern
und theils von der Generalcassr an die verschiedenen Kirchen und Stiftungen auf ihre
Quoten abgegebenen Meiergefälle, Grundzinsen und Slättegelder, sammt denjenigen
Gefällen , die dagegen die Generalcassr zum Ersah der von ihr abgegebenen Gefälle,
aus den Geistlichen Gütern zugewiesen erhalten hat , beträgt etwa 520 einzelne Posten .
Die Ueberweisung dieser verschiedenen Gefälle ist mittelst allgemeiner von der Verwal-

lungs-
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tungs - Depnation an die einzelnen Participanten ausgefertigten Ccssions - Urkunden
verfügt , und dadurch jeder Kirche und Verwaltung neben der Ucbcrgabe der Mcicr-
und Grundbriefe ein Documcnt über den an sie übergegangenen Genuß dieser Grund¬
rechte in die Hände gegeben .

Allein nach dem Z. 14 der neuen Erbe - und Handfesten - Ordnung ist auch
bei der Uebertragung und Erwerbung des Gutsherrnrechts , so wie des McicrrcchkS
und ähnlicher getheilten Eigciithnmsrechce eine Lassung nach erfolgtcr vorgängigcc Ab-

kündigung erforderlich , um das Eigenthum rechtsgültig zu übertragen, und da nach
der Anwendung , die dieser Vorschrift gegeben wird , für jedes einzelne , an sich abge¬
sonderte Eigenlhumsstück eine besondere Abkündigung und Lassung erfordert wird , so
würden die einzelnen Kirchen und Stiftungen das Eigenthum der ihnen zugetheilten
Gefälle nicht anders erwerben können , als wenn vorher für jeden Posten , also im

Ganzen etwa 520 Abkündigungen und Lassungen , verfügt würden. So lange dieses

nicht geschehen, würden sie sich bei allen Streitigkeiten sowohl , als bei allen freiwilli¬

gen Ausübungen des EigenthumörechtS , z . B . Freikäufen , Veräußerungen , Vcrtau-

schungen u. s. w. , nie als Eigenthümer legitimsten können .

Wenn man nun aber erwägt, daß in dem vorliegenden Falle von StaatSwege »

die Aufhebung einer bisher bestandenen abgesonderten Güccrverwaltung und die Vcr-

theilungl der VerwaltungS - Objecte an diejenigen , die davon bisher ein Einkommen

zu beziehen berechtigt waren , oder die der Staat damit zu gratificiren gut gefunden hat,
beliebt ist ; - und ferner, daß hier, wenn auch nicht von wirklichem SlaatSgmc ,
aber doch von Gütern , über welche die Staatsgewalt ihren ursprünglichen Zwecken

gemäß zu verfügen die Befugniß hatte und diese geübt hat , die Rede ist : so scheint

es in der That zum Ungereimten zu führen , wenn diese Verfügung nach dem Buch¬

staben jenes neuer, GejctzcS behandelt werden müßte , und da die Staatsgewalt, von

der solches Geseß ausgegangen ist , unstreitig die volle Befugniß hat , davon in geeig¬

neten Fällen Ausnahmen zu stamiren , wenn nur nicht erworbene Rechte Dritter da¬

durch gekränkt werden , dieses aber bei der hier in Frage stehenden Verchcilung der

Geistlichen Güter überall nicht der Fall seyn kann , so dürste es sich empfehle », darüber

eine besondere gesetzliche Bestimmung zu erlassen.

Ein solches Ausnahmegesetz ist bekanntlich schon in Betreff der neuen Auswei¬

sungen von Bauplätzen zu Bremerhavcn unbedenklich genehmigt worden , obgleich dafür

kaum eine so dringende Veranlassung , wie hier , vorhanden war . Denn in der ge¬

genwärtigen Sache kommen von keiner Seite Privatpersonen in Betracht , sondern an

beiden Seiten stehen öffentliche Behörden oder denselben in dieser Hinsicht fast gleich

zu achtende Verwaltungsbehörden.

Die Deputation erlaubt sich daher den Vorschlag, daß etwa Folgendes , wo¬

durch sich diese Ausnahme dem wegen der neuen Bremerhavener Ausweisungen am

18. September 1834 erlassenen Ausnahmegesetz möglichst genau anschließen würde,

gesetzlich bestimmt werden möge :

1 ) in Ansehung derjenigen Gutsherrn- Rechte und ähnlicher getheilter Eigen¬

thums - Rechte , welche in Folge der Statt gehabten Verchcilung der

( 50) Geist-
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Geistlichen - Unkerstiftischen Güter und Neuen Gefalle aus diesen , oder
den vvm Staate dafür hergegebenen Gütern an verschiedene Kirchen,
Stiftungen oder ähnliche Verwaltungen übertragen sind , bedarf es zum
Uebergange des Eigenthums , welches die frühere Verwaltung gedachter
Güter daran hatte, einer nach vorgängiger Abkündigung zu verfügenden
Lüftung nicht. Es hat vielmehr schon die von der Verwalrungs- Depu¬
tation der öffentlichen Grundstücke Namens Rath und Bürgerschaft an
den Erwcrber geschehene Übertragung jener Rechte den Uebergang des
Eigenthums von selbst zur Folge.

Durch Liefe» Uebergang des Eigenthums werden indessen die Be¬
rechtigungen, welche Dritten an den übertragenen Rechten bisher zuge¬
standen haben möchten , nicht beeinträchtigt.

2 ) Dieselben Bestimmungen treten auch in Betreff derjenigen Grundstücke
und getheilten Eigenthums - Rechte ein , welche aus den Geistlichen - Unter-
stiftischen Gütern und Neuen Gefallen in Folge der Verrheilung derselben
an den Staat übertragen werden.

3 ) Dem Erwerber steht es in allen diesen Fällen frei, auch noch eine auf
seine Kosten vorzunehmende Ankündigung und Lassung in Betreff der
ihm übertragenen Rechte zu verlangen.

Indem die Deputation hiemit ihren Bericht schließt , muß sie es gehorsamst
anheimstellen , ob und in welcher Weise in den angeregten beiden Punkten ihre Vor¬
schläge der Beachtung werth gefunden werden mögen , jedoch dabei bemerken , daß ,
in soweit die zur definitiven Erledigung der ganzen Angelegenheit annoch erforderlichen
Handlungen davon abhängig sind , es jedenfalls einer Beschlußnahme von Rath und
Bürgerschaft darüber bedürfen wird.

Anlag « e.
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Anlage <7.
zum Antrage des SenatS .

Fernerer

Bericht
der

Deputation zur Verwaltung der Wittwen - und
Pensionsanstalt für bürgerliche Beamte.

zufolge der Bürger - ConventS- Verhandlungen vom 28 . April und 15 . Mai

1835 der von der Deputation über diese Anstalt im Convcnle vom 13. März 1835

erstattete Bericht noch zu keiner Beschlußnahme über die darin vorgeschlagene Er¬

höhung der jährlichen Beiträge der Interessenten geführt hat , vielmehr diese Angelegen¬

heit zu einer nochmaligen Ueberlegung , wie ein befriedigenderes Verhältniß der Ein¬

nahmen und Ausgaben zu bewirken sey , an die Deputation zurückgelangt ist , so

verfehlt dieselbe nicht , die Ergebnisse ihrer wiederholten Berathung in Folgendem

vorzulegen .

In dem gedachten Berichte ist bereits von der Deputation entwickelt , daß und

weshalb es allerdings an der Zeit sey , auf Verstärkung der Geldkräfte dieser Anstalt

Bedacht zu nehmen , damit dieselbe auch in Zukunft , wenn die Zahl der Wittwen sich

vermehrt haben werde, den vergrößerten Bedürfnissen Genüge zu leisten im Stande

sey . Durch eine Veränderung der Organisation allein , wozu sich übrigens an und für

sich bisher kein Grund dargeboten hat , würde sich dieser Zweck schwerlich erreichen

lassen , und es kann sich daher nur fragen , wiefern etwa die Einnahme vermehrt oder

die Ausgabe vermindert werden könne ?

In Ansehung der Einnahme hat die Deputation bereits vorgeschlagen , vorläufig

bis auf weitere Bestimmung die jährlichen Beiträge der Interessenten um die Hälfte

des bisherigen Belaufe zu erhöhen . Zwar ist ihr schon durch tz. 40 der Gcsehe die

Befugniß eingeräumt, zur Aushülfe bei einem vorhandenen Bedürfnisse den Umstän¬

den nach einen außerordentlichen Beitrag von den Theilnehinern zu erheben . Allein

dieses Mittel hilft nur dem augenblicklichen Nothstände ab , ohne die Kräfte der Lasse

selbst fortwährend zu verstärken , und es scheint daher , um der Lasse eine bleibende

Hülfe zu gewähren , eine fortdauernde Erhebung nach dem hihern Maaßstabe , welche

übrigens bei der gegenwärtigen Anzahl der Interessenten den jährlichen Ertrag um

etwa 300 »K vermehren würde , erforderlich . Die Theilnehmer werden freilich da¬

durch mehr als bisher belastet ; indeß dürften doch immer noch bei Vergleichungunserer

( 51 ) Lasse
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Lasse mit ähnlichen Anstalten ihre Leistungen gewiß nicht unverhälrnißmäßig hcch
erscheinen , und «S wird ein Institut , das fast gar keine Verwaltungskosten zu be¬
streiken hat , dessen Auskünfte niemals zu einem fremdartigen Zwecke verwandt werden
dürfen und dessen Vermöge » durch außerordentliche , nicht von den Interessenten selbst
herrührende Zuflüsse schon bisher nicht unbedeutend vermehrt ist und , wie für die
Anstalt zu hoffen steht , vielleicht noch ferner vermehrt werden wird , für die Interes¬
senten den Characrer einer Wohlthätigkeirsanstalt niemals verlieren können .

Was sodann die Ausgaben betrifft , so kann die Deputation eine Herabsetzung
des regelmäßigen Penflons - Betrags auch nach wiederholter Prüfung keineswegcs an -
rathcn , wenn anders den Bedürfnissen der Wittwen und Pensionaire nur einiger -
maaßen entsprochen und der Staat gegen Ansprüche , die sonst aus Gründen der Bil¬
ligkeit in einzelnen Fällen an die StaatS - Lasse gemacht werden dürfen , gesichert seyn
soll . Dagegen glaubt sie , was die Classen - Eintheilung und die Fälle der zu gewäh¬
renden Dienst - Pensionen anlangt , das Folgende anheim geben zu müssen.

1 ) Die Pension , welche die der höchsten Classe angehörenden Wittwen und
Pensionaire zu genießen haben , ist von der Bedeutung , daß nicht nur die Lasse
dadurch in eine augenblickliche Verlegenheit gesetzt werden kann , sondern sich jauch
überhaupt eine Ermäßigung zu empfehlen scheint. Denn wenn gleich die Größe des
Einschusses und die Beiträge der Beamten jener Classe mit dem Belauf jener Pen¬
sion im Verhältniß steht , so ist dabei doch nicht zu übersehen , daß nicht ausschließ¬
lich die Zinsen der Einschüsse und die jährlichen Beiträge zu den Pensions - Zahlungen
dienen , sondern daß vielmehr ein Theil des Capital - Vermögen - , dessen Zinsen dazu
verwandt werden , nicht von den Interessenten , sondern von außerordentlichen Zuflüs¬
sen herrührt und also doch immer an diesen Vortheilen die Theilnehmer der höhern
Classe auch in einem höhern Grade als die übrigen Interessenten participiren , so daß
also für die Anstalt im Allgemeinen die höhern Classen verhältnißmäßig weniger er¬
sprießlich sind. Es möchte sich daher empfehlen , für die Zukunft alle Beamte , die
nach der bisherigen Classifiearion in die 15te , I6te oder 17re Classe gehören würden ,
in die 14te Classe eintreten zu lassen , und würden dann also künftig die jetzt der
17ten Classe angehörenden Personen , nämlich der Baurath , der General - Einnehmer
und die Assecuranz - , Geld - und Wechsel - Mäkler in die 14te Classe treten , mithin
deren Wittwen eine jährliche Pension von 200 zu genießen haben .

2 ) In Ansehung der Dienst - Pensionen wird der Billigkeit nach der An¬
spruch auf diejelbe wohl nur dann gestaltet werden können , wenn wirklich körperliches
oder geistiges Unvermögen , dem Amte länger vorzustehen , das Entlassungsgesuch
veranlaßt hat . — Wenn nun aber der Z . 37 der Verordnung vom Jahre 1830
jenen Anspruch nur im Allgemeinen durch die erhaltene Entlassung bedingt und bloß
den Fall einer wegen Unwürdigkeit geschehenen Absetzung ausnimml , so scheint es sich
zu empfehlen , das Recht zu einer Pension bestimmt an obige Voraussetzungen zu
knüpfen . Zwar ist von einem besoldeten Beamten nicht zu erwarten , daß er , bloß
um die Pension zu erlangen , seine Stelle und den damit verknüpften höhern Betrag
der Besoldung aufgebe ; allein theils können doch auch ihn , obgleich er seinen « kör¬

perlichen
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psrlichen und geistigen Zustande nach sein Am ! ganz füglich fortzuführen vermöchte ,
besondere äußere Umstände, wodurch ein Anspruch auf Dienst - Pension der Billigkeit
nach doch schwerlich begründet werden würde , zu einem Entlassungsgcsuch bewegen ,
theils kann bei einem unbesvldeten Beamten gar leicht der Fall eintreten , daß der¬
selbe , obgleich noch rüstig , es dennoch für zuträglicher hält , sich dem ruhigern Genuß
einer sichern Pension zu überlasten , als durch eigene Anstrengung und Thätigkeit sich
selbst die Mittel für feine Bedürfnisse zu erwerben .

Dem Vorgetragenen zufolge gehen daher die Vorschläge der Deputation dahin :

1 ) daß die jährlichen Beiträge der Interessenten um die Hälfte erhöhe :
werden und diese höhere Leistung am nächsten Zahl - Termine nach
Bekanntmachung des dessallsigen Beschlusses beginne ;

2 ) Laß die 11 : e Classe künftig all « Beamte , deren Dienst - Einnahme
1500 oder darüber beträgt, umfasse , folglich der Eintritt in
eine der höher » Classe» nicht mehr Statt finde , so jedoch , daß diese
Bestimmung auf die Stellung der gegenwärtig schon in der 17ten
Classe befindlichen Beamten überall keine » Einfluß habe ;

3 ) daß als Zusatz zu Z . 37 festgesetzt werde , es habe überhaupt nur
derjenige Beamte einen Anspruch auf Pension , welchem ausdrücklich
aus dem Grunde erwiesener körperlicher oder geistiger Unfähigkeit zur
Fortführung seines AmiS sein EnrlassungSgesuch gewährt sey,

und schließt sie mit dem Wunsche : daß der Sraat seine Sorge für das Gedeihen
einer Anstalt , die schon jetzt die Lage von neun und zwanzig Wittwen erleichtert , und
ihn selbst vielleicht schon einzelner Pensions - Bewilligungen aus der Staat « - Cass«
überhoben hat , so wie bisher so auch ferner Lurch geeignete Zuweisungen bethätigen
möge.



u I,M, ^ iZ^ . - -



1831835 . November 13 .

Anlage v .
zum Antrage des SenatS .

Bericht
über die

Bewerkstelligung des Durchströmens von fri¬
schem Wasser durch den Stadtgraben .

o
o § m Convente vom 28 . April d . I . trug die Bürgerschaft darauf an , durch

die Finanz - Deputation überlegen zu lassen , ob nicht das Durchströmen von frischem
Wasser durch den Stadtgraben auf eine zweckdienliche Weise einzurichten sey , und der
Senat erklärte Sich im Convente vom 15 . Mai mit diesem Antrage einverstanden .
In Gemäßheit des ihr dadurch gewordenen Auftrages hat die Deputation die erfor¬
derlichen Untersuchungen veranstalten lassen , und verfehlt nicht die Resultate ihrer
darauf gegründeten Berathungen nachstehend vorzulegen .

Der AltstadtS - Stadtgraben ist von der Weser durch die beiden Batardeaux
am Oster - und am Stephanilhore getrennt , welche unentbehrlich sind , um es zu ver¬
hindern , daß nicht bei einem höhern Wasserstande in der Weser das Wasser den
Stadtgraben überfülle und die Vorstadt überschwemme . Durch die Schleuse des Ba -
tardeau am Osterthore wird jeht , wenn der Wasserstand der Weser es zuläßt . Wer
serwasser in den Stadtgraben eingelassen , durch die Schleuse des Batardeau im Westen
der Stadt wird dies in den Graben fließende Wasser der Weser wieder zugeführt ,
und so findet , wenn beide Schleusen geöffnet sind , ein Durchströmen von frischem
Wasser statt . Dies Offenhalten der Schleusen kann aber nicht immer statt finden ,
sie müssen bei einem niedrigen Stande der Weser , der kein weiteres Einströmen des

Weserwassers gestattet , geschlossen werden , damit nicht das Wasser im Graben durch
Rückströmen in die Weser zu tief ablaufe , und ebenso muß eine Schließung statt
finden , wenn ein höheres Steigen der Weser eine Ueberfüllung des Stadtgra¬
bens droht .

Geöffnet werden die Schleusen in der Regel , sobald das Wasser in der Weser
eine solche Höhe erreicht , daß es in den Stadtgraben treten kann , und diese Möglich¬
keit ist , seit im vorigen Jahre der Zuleitungsgraben bedeutend ausgetiest und in

grader Richtung durchgeführt worden , vorhanden , wenn das Wasser in der Weser
einen Stand von mehr als ein Fuß sieben Zoll am Pägel erreicht , indem mit
ein Fuß sieben Zoll am Pägel die Weser auf die Sohle der Schleuse tritt und e«

dann nur noch eines etwas höhern Steigen » bedarf , um mit einiger Kraft sich in den

Graben zu ergießen .

( 52 ) Geschlos -
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Geschlossen wird dagegen die Schleuse , wenn das Wasser an der Brücke etwa
fünf Fuß erreicht und bis dahin den Graben gefüllt hat , weil , wenn dann das Wasser
in der Weser noch bedeutend höher steigt und dieser höhere Wasserstand von Dauer
ist , das Wasser vermöge seines natürlichen Druckes durch die Erde sich in den
Graben drangt und dieser , wenn vorher schon durch die Schleuse noch mehr Wasser
hineingelassen worden , mit einer Ueberfüllung droht , die dann nicht unbedeutende
Nachtheile für die niedriger liegende Vorstadt mit sich führt . Denn schon, wenn das
Wasser in dem Stadtgraben etwa sieben Fuß erreicht , erheben sich Beschwerden , daß
es überlästig werde , und mit einem Stande von 8 Fuß fangen die Ländereien in der
Vorstadt theilweise an zu versumpfen und die Keller beginnen sich mit Wasser zu
füllen . Die Klagen über eine solche Ueberfüllung des Stadtgrabens , die man früher
gewiß mit Unrecht einer Versaumniß in zeitiger Schließung der Schleusen oder einer
nicht gehörigen Dichtung derselben zuschrieb, wahrend sie vorzugsweise nnr Folge des
Wafferandranges durch die Erde war , haben sich seit einigen Jahren durch die mit
Erfolg angebrachten Absperrungen des Stadtgrabens in den Gewölben am Osierthore
und Stephanithor , die bei höherm Wasserstande das sich in den Grabenstrecken zur
nächst den Batardcaux aufziehende Wasser dort festhalten , gemindert . Dies ' wird
man daher beibehalten müssen , und so bei einem höhern Waffcrstande der Weser als
demjenigen , bei welchem jeht die Schleusen geschlossen werden , ein Durchströmen
des Weserwassers nicht zulassen dürfen .

Diesemnach kann nur die Frage davon seyn , ob bei einem niedrigern Stande
der Weser als derjenige ist , bei welchem jehr das Wasser in den Graben tritt , ein
Durchzug von Weserwasser zu erwirken sey , und die Deputation hat es zu dem Ende
erforderlich geachtet , bei dem gegenwärtigen niedrigen Stande der Weser die Verhält¬
nisse der Höhe des Wassers in dem Stadtgraben zu derjenigen der Weser , so wie die
Höhe der Durchflußöffnungen der Schleusen und Gewölbe des Stadtgrabens einer
genauern Untersuchung zu unterziehen . Aus den desfalls bei einem Stande der Weser
von drei Zoll unter Null angestellten Messungen hat sich nun ergeben :

1 ) Das Wasser der Weser tritt , wie schon erwähnt , bei einem Pägelstande
von ein Fuß sieben Zoll auf die Sohle der Schleuse des Batardeau am
Osierthore .

2 ) Der Wasserstand in der ersten Strecke des Stadtgrabens betrug ein Fuß
und etwa vier Zoll über Null am Brückenpägel .

In den folgenden Strecken des Stadtgrabens betrug der Wasserstand
ein Fuß sieben Zoll über Null .

3 ) Der Boden des Gewölbes am Osterthore liegt ein Fuß IVV« Zoll , der¬
jenige des Gewölbes am Heerdcnthore eilf Zoll über Null am Pägel der
Weserbrücke .

4 ) Der Boden der Durchfluß - Oeffnung am Ansgariithore liegt sieben Zoll
über Null .

5 ) Der höchste Punct der Sohle des ganz versackten hölzernen Kumps am
Dovenlhore liegt acht Zoll über Null .

6 ) Am
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6 ) Am Stephanilhore liegt der bekohlte Boden des gewölbten Dnrchzuges
zehn Zoll über Null , die später angebrachte Anschlagschwelle aber ein
Fuß sieben Zoll über Null.

7 ) Die Sohle des Batardcau am Stephanilhore liegt sieben Zoll über Null
an der Brücke und das Wasser im Graben stand daselbst höher als in
der Weser zwei Fuß acht Zoll.

Die Sohle der Schleuse am Osterthore liegt , wie angeführt , ein Fuß sieben
Zoll über Null , und da diejenige der Schleuse am Stephanilhore nur sieben Zoll
über Null liegt , so berechnet sich der Unterschied zwischen beiden auf zwölf Zoll.

Um bei diesen Verhältnissen nun auch bei dem niedrigsten Stande der Weser
ein Durchströmen des WcserwasserS möglich zu machen , scheinen drei Wege in Be¬
tracht kommen zu können , nämlich :

entweder die Schützen der Schleusen in den Batardeaux so weit zu senken ,
daß sie auch bei einem Stande der Weser unter Null den Zutritt und den Abfluß
des Weserwassers gestatten . Dies scheint , da dann das Wasser vermöge des natür¬
lichen Gefallcs durch den Graben geleitet würde , das einfachste zu seyn ; allein bei
näherer Betrachtung lassen sich die großen Schwierigkeiten eines solchen Planes nicht
verkennen . Als die bedenklichste derselben stellt sich zunächst die Mißlichkeil des Durch -
brechenö der zehnfüßigen Grundmauer der Batardeaux und der Zweifel hervor , ob
dieselben dann die gehörige Stärke, um dem ungeheuren Druck des HochwasscrS der
Weser zu widerstehen , behalten werden , so wie der Umstand, daß je tiefer die Schleuse
und deren Schützen gelegt werden , um so kostspieliger und schwerer es wird , diesel¬
ben mit genügender Sicherheit und Dichtigkeit anzulegen . Sodann würde es mit
dem Senken der Schleusen - Oeffnungen der Batardeaux allein nicht geschehen seyn ,
sondern der Boden des Stadtgrabens würde verhältnismäßig vertieft und ausgegraben
werden müssen , um die Strömung des Wassers durchzulassen , und ebenso würden die
verschiedenen Gewölbe in dem Stadtgraben, deren Boden jetzt bedeutend über Null
am Pägcl liegt , einer Umlegnng bedürfen . Außer diesen dem Staate zur Last fal¬
lenden höchst kostspieligen Arbeiten aber , würde dazu noch der Umstand nicht außer
Acht zu lassen seyn , daß eine auf diese Weise nothwendig werdende Senkung des
Wasserspiegels des Stadtgrabens , nicht ohne Einfluß auf die große Menge von öffent¬
lichen und Privat - Brunnen , die von dem Stadtgraben mittelst Durchzuges gespeiset
werden, bleiben dürfte. Schon jetzt versagen manche dieser Brunnen das Wasser,
wenn der Stadtgraben nicht gehörig gefüllt ist ; sollte aber derselbe so tief gesenkt
werden als erforderlich seyn würde , um auch bei dem niedrigsten Stande der Weser
Durchzug zu haben , so würde dies eine gänzliche Umänderung und Senkung dieser
Brunnen - Anlagen nach sich ziehen müssen.

Oder zweitens , es wäre denkbar , daß man , um die von dem Durchbrechen
der Grundmauer der Batardeaux unläugbar entstehende Gefahr zu vermeiden , mittelst
der Anlage eines colossalen gemauerten Hebers über die Mauer des Bakardeau , das
Weserwasser in den Stadtgraben zu heben versuchte. Anlagen dieser Art sind wenig -
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stenS nicht ohne Beispiel und wenn auch kostspielig , würde dadurch die Solidität und
die Widerstandskraft der Batardeaux erhalten bleiben . Um aber einen solchen Heber
wirken zu lassen , ist es unerläßlich , daß der Wasserstand der Weser außerhalb des
Barardeau höher sey wie derjenige in dem Stadtgraben , und deshalb würde auch
bei diesem Plane wie bei dem zuerst berührten , ein Ausgraben des Stadtgrabens
und ein Tieferlegen der Gewölbe über demselben vorabgehen müssen .

Oder endlich , man würde durch ein Schöpfwerk das Weserwasser heben und
so in den Stadtgraben bringen müssen , um eine sonst unumgängliche Austiefung des¬
selben zu vermeiden . Daß dies zulässig sey , läßt sich wohl nicht bezweifeln : erwägt
man indeß , daß bei dem großen Umfange des Wasserspiegels des Stadtgrabens eine
ungeheure Waffermasse dazu gehören würde , um einen nur einigermaaßen bemerkbaren
Effect hervorzubringen und daß dazu die Arbeit einer Dampfmaschine von recht be¬
deutender Kraft erforderlich seyn dürfte , so läßt sieb die Kostspieligkeit der Anschaffung
und der Unterhaltung einer solchen Wasserkunst nicht verkennen und wohl mit Recht
der Zweifel auswerfen, ob ein solcher Aufwand dem damit beäugten Zwecke auch
einigermaaßen angemessen sey.

Die Deputation glaubt diese Frage unbedenklich verneinen zu müssen und
hält dafür , daß unter den vorliegenden Verhältnissen die Veränderung des DurchzugeS
im Stadtgraben beim Dovemhore , die jeht fast gänzlich stockt und wo der versun¬
kene hölzerne Kump durch ein Gewölbe erseht werden müßte, fortgesetzte Aufmerk¬
samkeit auf die Reinigung des Stadtgrabens und des Zuleitnngsgrabens und zeitige
Oeffnung der Schleusen bei wachsendem Weserwasser hinreichen dürste , den Wechsel
des Wassers im Stadtgraben genügend zu befördern. Sie erlaubt sich daher den
Antrag : die Anlegung eines solchen Gewölbes in dem Damme am Dovemhore be¬
schließen und die Aufnahme der dazu erforderlichen Kosten auf das nächstjährige Bud¬
get genehmigen zu wollen .

Anlage
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Verbesserung des Fahrweges
auf einem Theile der Heerdenthors - Contrcscarpe .

o
oHn Gemäßhekt der Vereinbarungen im Konvente von, 14. April und 15 . Mai

d. I . wurde die Finanz - Deputation beauftragt zu berathen , wie der Theil der Heer-
denthors - Contrescarpe, welcher nach der Remberristraße führt , mittelst Bepflasterung
oder auf sonstige Weife für alle Jahreszeiten in fahrbaren Zustand gesetzt und erhalten
werden könne, und erlaubt sie sich , demgemäß das Nachstehende vorzutragen.

Der Weg von dem Heerdenthore über einen Theil der ContreScarpe direct bis
zur Remberristraße, von etwa 16VV Fuß Lange und etwa 27 Fuß größester und 18 Fuß
geringster Breite , ist bis jetzt bei nasser Jahreszeit oft recht beschwerlich zu passiren ,
weil theils der Grund dieser Straße an sich morastig ist , theils es an genügendem
Abzüge für das Regenwasser fehlt. Frühere Versuche , welche gemacht sind , mittelst
Ausbringens von SleingruS und Aufhöhung der Straße mit Sand dieselbe trocken zu
legen , haben wenig gefruchtet , indem sie bei dem sehr lockern Boden bald wieder
durchgefahren ist , und dürfte sich daher deren Wiederholung nicht empfehlen. Aus
eben diesem Grunde dürfte sich auch die Anlegung einer eigentlichen Grandbahn wenig
haltbar erweisen , wie denn auch , abgesehen davon , Grandbahnen an sich nur da
ralhsam erscheinen , wo das Material zu denselben in der Nähe und mit mäßigen
Kosten angeschafft werden kann , was bei uns bekanntlich nicht der Fall ist , wo da»
Material in genügender Menge schwer und nur mit verhälrnißmäßig bedeutendem
Aufwande geliefert werden kann.

Zweckmäßiger dürfte es daher erscheinen , auf eine gewöhnliche Bepflasterung
dieser Skraßenstrecke zur Ergänzung der vorhandenen Lücke zwischen dem Heerdenchors-
Steinwege und der gleichfalls gepflasterten Remberristraße Bedacht zu nehmen, wovon
sich die Anlage - Kosten berechnen , wie folgt :

1 ) Um die Einhundert drei und vierzig Quadrat - Ruthen
hallende Wegstrecke nach dem gehörigen Gefälle zu pro¬
filiern und zu plannen . H 71 « 36 x ,

2 ) Für 2288 Tonnen Pflastersteine k 30 gx, und Messer-
lohn , Fuhrlohn , Auf- und Abladen , K 10 A, . - 1271 r 8 -

3 ) Pflasterlohn einschließlichder Gossen zu 1 ^ die ssRukhe . . - 214 - 36 »
4 ) Für Sand , Einrichtung der Wasserabzüge, mit Rücksicht

auf die örtlichen Schwierigkeiten rc . ^ - 200 ^ — ^
1757 - « X .

( 53 ) Erwägt
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Erwägt matt indeß, daß der in Frage ftehenLe Weg vorzugsweift nur für

leichteres Fuhrwerk benutzt wird und dies auch künftig nur der Fall zu seyn brauchte,
wenn die auch in anderer Hinsicht sich empfehlende Anordnung getroffen würde , daß
die beladenen Torf - und sonstigen Lastwagen , welche in die Schlerfmühle xassiren ,
den gewöhnlichen Steinweg längs der Viehweide nehmen und nur die leer zurückkeh¬
renden Torfwagen den Weg über die Conkreöcarpe und die Rembertistraße benutzen ,
so würde man möglicherweise auch wohl mit einer leichtern Bepflastemng ausreichen
können . Es würde nämlich dann vielleicht wohl genügen , wenn man den Weg nur

mit kleinern Ausfchußsteinen, die bei der Umlegung der Stadkstraßen ausrangirt sind,
psiasterk, dies leichtere Pflaster aber mit einer , einige Zoll starken KieSdecke belegt und

diese dann von Zeit zn Zeit durch Arbeiter reinigen und neu befanden läßt .

Die Kosten dieser Anlage würden betragen :
1 ) Für Pcosilirm und Planiren des Weges . . . . . . . . . . . . . . . «K 71 - 36 Z(,
2 ) Für etwa 1266 Tonnen kleiner Steine s 18 U , Fuhrlohn

vom alten Walle , Auf - und Abladen , 3,7 ^ , . . . . . . . - . . - 418 - 4 -
3 ) Pflasterlohn . . . . . . . - - 214 - 36 -
4 ) Für sechshundert Tonnen Weserkics, einschließlich des Fuhr-

lohnS und des Planireus . . . . - 90 - 64 -
5 ) Für Sand zum Pflastern , Einrichtung der Wafferabzüge

von Klinkern oder Graustem rc. . . . . - 260 - — -

^ > 994 - 68

Die Deputation , welche ihrer SeikS die zuletzt proponirte Bepflasterungöweise
ihrer geringern Haltbarkeit halber nicht glaubt empfehlen zu können , stellt es nun
reiferem Ermessen anheim , welcher dieser beiden Bepfiasterungs - Arten unter den
vorwaltenden Umstanden der Vorzug zu geben sei , und ob von den Eigenthümern der
mit Wohnhäusern besetzten, an dieser Straße liegenden Grundstücke der volle Kosten¬
betrag für die Bepflastemng der zu diesen Grundstücken gehörenden Straße , oder,
wie bei ähnlichen neuen Anlagen wohl geschehen , ein ermäßigter Beitrag von etwa drei
Vertheilen der wirklich für die Bepflastemng vor ihren Grundstücken zu verausgaben¬
den Kosten zu erheben sei . Für die Hälfte der Straße , soweit sie von der dem
Publico gehörenden Conkreöcarpe begränzt wird , so wie für diejenigen Strecken , an
welchen nur unbebaute Grundstücke liegen , würde die Ausgabe von der Staatskasse
zu bestreiken seyn.

Anlage k.
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Zweiter Bericht
der

Deputation wegen Organisation des Bundes - Contingents ,
die

verbesserte Einrichtung und Verstärkung des
untern Polizei - Personals

betreffend .

«Hn Hinsicht des vorliegenden Gegenstandes ist diese Deputation zur Revision
des im Jahre 1832 erstatteten Berichts, so wie zum anderweitigen Bericht durch den
Senat und die Bürgerschaft , in den Conventen vom 14. April und 15 . Mai d. I .
beauftragt , und beehrt sie sich , das Resultat ihrer Berathungen in Folgendem
vorzulegen.

Bei dem früheren Berichte vom 21. September 1832 ging man von der
Voraussehung aus , daß bei dem Milirair ein Beurlaubung« - System in Anwendung
gebracht und danach der Bestand der dienstthuenden Soldaten , während eilf Monate
üuf 96 Mann beschränkt werden würde. Deshalb fand man sich zu dem Vorschlage
veranlaßt , das untere Polizei - Personal ganz militairisch zu organisiren und ein Corps ,
bestehend aus einem Wachtmeister oder Sergeanten und sieben berittenen Polizei - Sol¬
daten nebst vier Polizei - Sergeanten und zwei und dreißig Polizei - Soldaten zu Fuß
zu errichten .

Dieses Corps sollte der Ober - Aufsicht eines einzigen anzustellenden Polizei -
CommissairS untergeordnet werden, und man war der Ansicht, daß nach Errichtung
dieses Corps die bisherigen Sauvegarden auf dem Lande , so wie die Schlachtwächter
allmählig eingehen könnten .

Nach den seitdem eingetretenen Vereinbarungen wegen Organisation des BundeS-
ContingentS , hat sich die Lage der Sache wesentlich geändert ; denn nun soll nicht
nur ein ansehnliches Detacheuren! Cavallerie errichtet werden , von welchem ein Theil
die Dienste der bisherigen Polizei - Dragoner, die dagegen eingehen , versehen wird ,
sondern es sollen auch statt 96 — 200 Soldaten fortwährend im Dienste bleiben.

Es ergicbt sich schon hieraus , daß die in dem früheren Berichte enthaltenen
Vorschläge erheblichen Modifikationen zu unterwerfen seyn werden.

( 54) Es
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Es kommt indessen noch hinzu , daß nach der Ansicht der Deputation vorläufig

die Organisation des Polizei - Personals auf dem Lande , welches in den früheren Vor¬

schlagen mit befaßt war , auszusehen seyn dürfte . — Das Eavallerie - Detaschement ist

bis jetzt nicht vollständig organisirt , und es läßt sich daher noch nicht beurtheilen , in

wie fern durch die für den Polizei - Dienst abzugebenden Cavalleristen allein dieser Dienst

zweckmäßig wahrgenommen werden könne , und ob nicht neben denselben noch einige

andere Polizei - Bedienstete beibehalten werden müssen , wobei es sich dann fragen wird ,

ob dazu die bisherigen Sauvegarden zu benutzen , oder statt derselben etwa einige an¬

dere Polizei - Officianten anzustellen sind.

Abstrahirt man aber einstweilen von der Organisation des Polizei - Personals

auf dem Lande , und beschränkt sich lediglich auf die Organisation des untern Polizei -

Personals in der Stadt ; so ist es zuförderst einleuchtend , daß nunmehr dieses Per¬

sonal nicht so zahlreich seyn kann , wie früher vorgeschlagen wurde . Die nächste Folge

davon ist , daß bei dem jetzt bleibenden kleinen Häuflein von einer streng milirairischen

Gestaltung nicht mehr die Rede seyn kann , und ist die Deputation unter den jetzigen
veränderten Umständen auch des Dafürhaltens , daß die Bewachung der Schlachte ,

welche nach den früheren Vorschlägen den Polizei - Soldaten anvertraut werden sollte , jetzt
den angestellten Schlachtwächtern verbleiben kann , zumal die Kaufmannschaft mit der

jetzt bestehenden Einrichtung zufrieden ist und eine Ersparung durch besonders dazu an¬

zustellende Polizei - Officianten wohl nicht zu erreichen sey möchte.

Hiernach dürften sich nun die für die Organisation des untern Polizei - Perso¬
nals zu machenden Vorschläge , indem die Deputation übrigens den in dem früheren

Berichte enthaltenen Ansichten im Allgemeinen noch jetzt beipflichtet , auf folgende
reduciren :

1 ) Das für die Stadt und Vorstädte anzustellende untere Polizei - Personal
wird aus

Fünf Polizei - Aufsehern , unter der Benennung Distrikts - Commissaire ,
und dreizehn Polizei - Dienern bestehen.

2 ) Die Stadt zerfällt in fünf Distrikte , nämlich in zwei Distrikte der Alt¬

stadt , einen Distrikt der Neustadt und zwei Distrikte der Vorstadt .
— Bei der großen Ausdehnung der Vorstadt hat es nothwendig geschie¬
nen , sie wie die Altstadt in zwei Distrikte zu theilen , was nach den frü¬

heren Vorschlägen nicht der Fall war . —

3 ) In den Distrikten der Alt - und Neustadt werden für jeden Distrikt ein

Distrikts - Commissair und drei Polizei - Diener , in den Distrikten der Vorstadt ein

Distrikts - Commiffair und zwei Polizeidiener angestellt .

4 ) Von den in der Alt - und Neustadt angestellten Polizei - Dienern wird

aus jedem Distrikte einer zum täglichen Dienste am Stadthause abgegeben .

5 ) Die unter 3 und 4 enthaltenen Bestimmungen über die Verwendung zum
Dienste , sind nur , um eine Uebersicht des erforderlichen Personals zu geben , aufge¬

führt .
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führt , und versteht es sich von selbst , daß die Behörde in Hinsicht der Vertheilnng
und Verwendung der Polizei - Ofsicianten , wie es die Umstände erfordern , durchaus
freie Hand behält.

6 ) Das Personal wird nicht militairisch organisirt, daher auch nicht unifor-
mirt und militairisch bewaffnet . Indessen erhalten sämmtliche untere Polizei - Osfician -
ten eine gleichförmige ausgezeichnete Bekleidung , etwa bestehend in einem tuchenen
blauen Oberrocke nebst Weste und langen Hosen , mit Knöpfen , worauf das Stadt-
wappen, und einem Säbel mit Bandclier , auf öffentliche Kosten geliefert .

Außerdem müssen sie sich selbst eine anständige Civil - Kleidung halten , für den
Fall, baß sie in ihrem Dienste in Civil - Kleidern zu erscheinen angewiesen werden .

7) Als Regel wird festgesetzt , daß künftig keiner der anzustellenden untern
Polizei - Ofsicianten bei seinem Eintritt in den Dienst , das Alter von dreißig Zähren
überschritten hat. Die Anstellung erfolgt nnr auf Kündigung , so daß der Angestellte
jederzeit und ohne Angabe von Gründen seines Dienstes entlassen werden kann . —
Die Distrikts - Aufseher müssen einen ordentlichen Bericht verfassen können und leserlich
schreiben.

8 ) Die zu entwerfenden Dienst - Jnstructionen werden die besonderen Ver¬
pflichtungen enthalten, denen sich die Polizei - Ofsicianten zu unterziehen haben.

9 ) Die Ober - Aufsicht über das ganze untere Polizei - Personal wird einem
einzigen Polizei - Commissair anvertraut , und gehen somit für die Zukunft zwei Polizei-
Commissair - Stellen ein.

10 ) Die Polizei - Diener werden künftig nicht mehr am Polizei - Gerichte als
Gerichtsboten fungiren , sondern es wird dieses Geschäft den angestellten Gerichtsboten
übertragen , oder Falls es nöthig befunden wird , werden einer oder mehrere Gerichts-
boten dazu besonders angestellt .

— Von der Anstellung eines Boten , welche in dem ersten Berichte in
Vorschlag gebracht wurde, wird nach der Ansicht der Deputation theils
wegen der damit verbundenen nicht unbedeutenden Kosten , theils weil
man denselben wohl entbehren kann, abzustehen seyn. —

Was sodann die Kosten anlangt , welche zur Salarirung und Bekleidung
dieses ganzen Polizei - Personals zu verwenden sind ; so dürften sie jetzt etwa folgender -

gestalt festzusetzen seyn :

s . Gehalt des Polizei - CommissairS . ' . 800 - —

Sollte dem jetzigen Polizei - Commissair der Neustadt dieser
Posten anvertraut werden , so würden dagegen die 100 -F,
welche er gegenwärtig als besondere Vergütung von der Gas-
senerleuchtungs - Anstalt bezieht , wegfallen . Auch würde der

anzustellende Polizei - Commissair für jene Anus - Einnahme
, ( 54 * )
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IraiiZP . 800 - —

alle Arbeiten , welche mit seinem Amte verbunden sind ,
sowohl die gewöhnlichen als außergewöhnlichen wahrzuneh¬
men haben , und wegen außergewöhnlicher Amtöverrichrun-
gen nicht auf besondere Gratificacionen Anspruch zu machen
befugt seyn.

l>. Gehalte der fünf DisirictS - Commissaire ü 300 «P . - 1500 - <—

e . Wohnungsvergürung für dieselben und zwar
in der Altstadt 2 a 50 «K .
in der Neustadt 1 .
in der Vorstadt 2 a 30 «A .

6 . Gehalte von 13 Polizei - Dienern ü 200 . . - 2600 - —

Für diejenigen unter ihnen , welche eine Reihe von Jah¬
ren hindurch ihren Dienst untadelhaft und zur Zufriedenheit
ihrer Vorgesetzten wahrgenommen hätten , könnte eine Zulage
bis zu 50 »A bewilligt werden . Eine solche Zulage würde
indessen höchstens nur fünfen derselben zu Theil werden , und
glaubt die Deputation daher , deshalb als künftiges Maximum
in Anschlag bringen zu müssen . - 250 - —

Bisher erhielten die Polizei - Diener mit Ausnahme von
Zweien, welche nur 150 bekamen , an Gehalt 200 «K
und hatten außerdem an Gerichts - Sporteln vom Polizei -
Gerichte etwa 25 bis 30 «L> jährlich zu erheben . Vier von
ihnen haben jetzt freie Wohnungen .

e . Wohnungsvergütung für 13 Polizei - Diener L 25 «K . . . «K 325 - —
wovon indessen , so lange die vier Polizei - Diener freie
Wohnung haben, abzusehen sind . - 100 - —

^

k. Bekleidung der fünf Distrikts - Commissaire und 13 Polizei - Diener
Ü20H . . - 360 - —

Summa - 5935 - —

Der bisherige Etat der Besoldungen des Polizei - Personals ber
lief sich nach der im früheren Berichte verfügten näheren Angabe auf . . . - 3200 - —
und würde daher , wenn die Vorschläge der Deputation gebilligt werden
sollten , die Mehrausgabe betragen. «K 2735 - —

Zu dieser Mehrausgabe würde dann die Pensionirung des jetzt noch angestellten
zweiten Polizei - CommissairS — der dritte ist bekanntlich vor Kurzem verstorben —
hinzukommen .

100 - —
40 - —

60 - —
- 200

Der
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Der Beamte , welchen diese Pensionirung betreffen wird , befindet sich in einem
schon sehr vorgerückten Alter. Vor der Französischen Zeit war er als Vorstadro -
Capitain angestellt , und wurde ihm , da diese Stelle nach der Französischen Zeit nicht
wieder hergestellt wurde , gewissermaaßcn als Entschädigung, das Amc eines Polizei-
CommissairS übertragen. — Bei diesen Verhältnissen , und da kein Grund vorhanden
ist , ihn seines Dienstes zu entsetzen , wird es wohl billig seyn , ihm seine bisherige
Einnahme als Pension zu belassen.

Unter den jetzt angestellten Polizei - Dienern befinden sich zwar einige , die wenig
brauchbar sind , aber zu lange im Dienste gestanden haben , als daß man sie ohne
Weiteres entfernen und ihrem Schicksal überlassen könnte , wozu man freilich nach den
Bedingungen ihrer Anstellung wohl das Recht hätte. Diese zu pensioniren hält jedoch
die Deputation für jetzt noch nicht nöthig , da sie allenfalls zu dem gewöhnlichen täg¬
lichen Dienste am Stadlhause gebraucht werden können .

Indessen ist der Deputation hicbei der Gedanke gekommen , ob es nicht
rachsam seyn möchte , auf die Pensionirung solcher Polizei - Officianten, welche bei un-
tadclhafrem Betragen eine Reihe von Jahren hindurch gedient haben . Bedacht zu
nehmen . In die Wittwen - und PenfionS - Casse der Beamten können diese Bedien¬
steten — mit Ausnahme des Polizei - Commissairs, der schon Mitglied jener Lasse
ist , — unter obwaltenden Verhältnissen nicht aufgenommen werden , auch ist ihre
Anzahl zu gering, als daß eine besondere Pensions - Casse für sie errichtet werden
könnte . Würde daher ausgesprochen , daß man denjenigen Polizei - Beamten , welche
sich eine Reihe von Jahren hindurch uutadelhast im Dienste betragen haben , den
Umständen nach eine Pension bewilligen werde , worauf jedoch keiner einen rechtli¬
chen Anspruch erhält ; so würde solches nicht nur zur Aufmunterung der Angestellte »
gereichen , sondern es würde dadurch auch bewirkt werden , daß man die wegen Alters
und Gebrechen nicht mehr ganz tauglichen , ohne große Härte zu begehen , vom
Dienste entfernen könnte . — Als Maaßstab für die zu bewilligenden Pensionen
könnte man unmaaßgcblich annehmen , daß bei umadelhaftem Ittjährigen Dienste
die Pension ein Achtel , bei 2vjährigcm Dienste ein Viertel , bei SOjährigem Dienste
die Hälfte und endlich nach 4Ojährigem Dienste etwa das Ganze des Gehalts be¬
tragen werde.

Die Deputation schließt ihren Bericht mit dem wiederholten Wunsche, daß
ihre Vorschläge nicht ganz unangemessen und unbrauchbar mögen erfunden werden .

( 55 ) Anlag » 6 .
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siens von dem Eigenthümer ab , und kann die Behörde dabei nur einen negativen
Einfluß äußern , indem sie , wenn ihr etwa ein ganz untauglicher Unternehmer prä-
ssntirt würde, dessen Zulassung weigern könnte . Der Eigenthümer ist somit im Grunde
derjenige , der den Schauspiel - Direkter bestellt. Auf welche Weise wird aber ein Pri¬
vatmann von dieser Befugniß Gebrauch machen ? Der Natur der Sache nach wird
er sich vorzugsweise bestreben , sein Eigenthum so hoch wie möglich nutzbar zu machen .
Ihm wird daher derjenige Director der angenehmste seyn , der ihm das Meiste zu bie¬
ten sich veranlaßt findet . Da die Schauspiel - Unternehmungen stets gesucht sind , so
fehlt es niemals an Conmrremen und die Miethe des Schauspielhauses wird dadurch
dergestalt gesteigert , daß am Ende keine Direktion dabei ihr Bestehen behalten und
in artistischer Hinsicht niemals das leisten kann , was man von ihr zu fordern be¬
rechtigt ist.

Eben die Erfahrungen nun , welche in dieser Hinsicht in der neuesten Zeit
gemacht wurden , so wie der Unwille, welcher im Publikum darüber laut geworden ist,
haben den Verein ins Leben gerufen , und die Deputation kann nicht umhin zu ge¬
stehen , daß sie in den hier geschilderten Verhältnissen ein Hauptmotiv erblickt , welches
der Gewährung des Gesuchs des Vereins das Wort redet .

Zwar könnte man einwenden , wenn auch der Nachtheil unverkennbar sey , der
daraus entstehe , daß das jetzige Schauspielhaus Eigenthum eines Privatmannes sey ,
der dasselbe lediglich als ergiebige Erwerbsquelle benutze ; so folge daraus noch nicht
unmittelbar das Bedürfniß des Neubaues eines zweiten Schauspielhauses , da ja der
Verein das vorhandene Schauspielhaus dem Eigenthümer abkaufen könne . -— Da¬
gegen muß jedoch erinnert werden , daß der Verein , wie die Deputation sicher in
Erfahrung gebracht hat , sich ernstlich um den Ankauf bemühet habe, die dcsfallsigen
Verhandlungen aber an der Forderung des Eigenlhümers gescheitert sind , der das
Schauspielhaus mit Zubehör nach einer ursprünglichen Forderung von mehr als
20,000 auf keinen Fall unter 17,000 «L> veräußern zu wollen auf das Bestimm¬
teste erklärt hat.

Ein anderer Punct , der bei Erörterung der Frage , ob dem Verein ein Platz
zum Neubau eines Theaters anzuweisen sey , in Betracht zu ziehen seyn möchte, ist
der : walken auch in Beziehung auf den Eigenthümer des jetzigen Schauspielhauses
Gründe des Rechts oder besonders zu berücksichtigender Billigkeit vor , welche dem
Gesuche des Vereins hindernd in den Weg treten .

Die Deputation hat sich von den Verhältnissen und Bedingungen , unter
welchen der jetzige Eigenthümer das Schauspielhaus acquirirt hat , genau unterrichtet,
und kann mit Bestimmtheit versichern , daß derselbe kein Recht hat , dem Neubau eines
zweiten Schauspielhauses zu widersprechen ; denn es ist ihm bei Uebernahme des Schau¬
spielhauses überall keine ausschließliche Berechtigung irgend einer Art ertheilt worden.

Was die etwanigcn Gründe der Billigkeit anlangt, so kann davon bei dem
Eigenthümer des Schauspielhauses kaum die Rede seyn. Er hat das Haus auf Spe-
culakion gekauft , weil er sich daraus einen Gewinn zu machen die Aussicht hatte.
Würde ihm diese Speculakion durch den Neubau eines zweiten Schauspielhauses miß¬

glücken,
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glücken , so hätte er sich desfalls doch nicht über Unbilligkeil zu beklagen , denn Nie¬
mand hat jemals die Garantie übernommen, daß sein Unternehmen glücken werde , und
er würde sich in einem solchen Falle mit Andern zu trösten haben, deren Unterneh¬
mungen auch nicht immer den gewünschten Erfolg haben .

Allein es kann auch bei ihm um so weniger von Unbilligkeit die Frage seyn,
als er aus seinem Unternehmen bisher einen so beträchtlichen Nutzen gezogen hat , daß
er dadurch für den Nachtheil, der aus einer zweiten Schauspiel - Unternehmung für ihn
entstehen möchte , hinreichend entschädigt zu achten ist. Wie ersprießlich für ihn der
Ankauf des Schauspielhauses bisher gewesen sey , ist eben schon daraus ersichtlich, daß
er jetzt so ungern davon scheiden will.

Anders möchte es sich indessen in Beziehung auf diejenigen unserer Mitbürger
verhalten, welche dem jetzigen Eigenthümer des Schauspielhauses die Mittel zum An¬
kaufe und Ausbau desselben in der festen Voraussetzung gewährt haben , daß es bei
dem so lange bestandenen einzigen Schauspielhause sein Bewenden behalten werde.
In sofern sie keine besondern Vortheile sich haben stipuliren lassen, oder auf andere
Weise erlangt haben, würde es hart seyn , wenn sie durch den Neubau eines zweiten
Schauspielhauses in Gefahr kommen sollten , ihre Capitalien einzubüßen , und hat die
Deputation deshalb dafür gehalten , daß aus Gründen der Billigkeit auf SchadloS-
haltung derselben möglichst Rücksicht zu nehmen sey , wie sich unten bei Feststellung
der Bedingungen , welche dem Vereine bei Bewilligung eines Platzes vorzuschreiben
seyn möchten , ergeben wird.

Endlich ist bei der Frage , ob dem Vereine ein Platz zum Neubau eines
Schauspielhauses zu bewilligen sey , noch der Umstand zu berücksichtigen, daß von dem¬
selben ein Platz auf dem Walle in Anspruch genommen wird.

Daß nicht wohl ein angemessener Platz , sowohl was die Leichtigkeit und Be¬
quemlichkeit des Zuganges , die Verhütung von Feuersgefahren und andere Hiebei in
Betracht zu ziehende Erfordernisse anlangt , anderwärts als auf dem Walle auSzumit -
tcln seyn dürfte , ist Jedem , der unsere Local - Verhältnisse kennt , einleuchtend . —-
Nun wird zwar von einem großen Theile des Publikums mit Recht ein besonderer
Werth auf unsere Wall - Anlagen gelegt , und es wäre allerdings zu bedauern , wenn
diese dadurch beeinträchtigt werden müßten. Allein es ist zu bedenken , daß eben auch
ein großer Theil unseres Publicums an dem Unternehmen des Vereins , welches die
Begründung eines guten Theaters bezweckt , den lebhaftesten Antheil nimmt , und was
die Hauptsache ist , so dürfte sich nach der Ansicht der Deputation wohl ein Platz für
ein neues Schauspielhaus auffinden lassen , wodurch nicht nur die Wall - Anlagen nicht
beeinträchtigt werden , sondern welches vielmehr zur Zierde derselben gereichen könnte ,
wie sich aus dem unten deshalb Anzuführenden ergeben dürfte.

Die Deputation ist nach diesem Allen entschieden der Ansicht , daß die Frage ,
ob dem Vereine ein Platz auf dem Walle zum Neubau eines Schauspielhauses ange¬
wiesen werden könne , zu bejahen sey ; und wendet sie sich daher zu dem zweiten Theile
ihres Commissorii : „ unter welchen Bedingungen " ein solcher Platz dem Vereine zu
bewilligen seyn dürfte.

( 56 * ) Da
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Unter - Anlage s.
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Da der Verein bei seinem Unternehmen durchaus nicht von gewinnsüchtigen

Absichten geleitet wird , vielmehr fast mit Gewißheit vorauszusehen ist , daß er seinen

Zweck , das hiesige Theater zu heben und auf einen den Wünschen und Bedürfnissen

des Publikums besser als bisher entsprechenden Stand zu bringen , nur mit großen

Aufopferungen wird erreichen können ; so würde sich dadurch die unentgeltliche Ein¬

räumung eines Plahes wohl rechtfertigen lassen , wie denn ja auch der Plaß zu dem -

jetzigen Schauspielhause unentgeltlich hergegeben ist. Allein die Rücksicht aus die

etwaige Schadloshaltung derjenigen , welche ihre Gelder in dem jetzigen Schauspiel¬

hause belegt haben , und vorzüglich darauf, daß dadurch ein Fond gebildet wird ,
welcher im Laufe der Zeit zum Ankauf des jetzigen Schauspielhauses angewandt werden

könnte , wodurch denn der herrliche Plaß , den es einnimmt , wieder der Disposition
des Staates anheimfallen würde, macht es nothwendig, von dem Vereine einen an¬

gemessenen Kaufpreis zu bedingen . Will der jetzige Eigenthümer des Schauspielhauses
mit dem Vereine in Concurrenz treten , so bleibt ihm solches zwar unverwehrt. Da

aber zwei Schauspiel - Unternehmer hier schwerlich neben einander werden bestehen
können , und die hauptsächlichsten Unterstützer des Schauspiels sich im Verein befinden ,
so ist mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit vorauszusehen, daß der Zeitpunct , wann der

Ankauf des alten Schauspielhauses von Seiten des Staates erfolgen kann , nicht sehr

fern seyn dürfte.

Damit aber dieser Zweck um so mehr gesichert werde, würde es rakhsam seyn,
den zu bedingenden Kaufpreis nicht in die General - Lasse fließen zu lassen , sondern
ihn einer abgesonderten Verwaltung bis zu dem gedachten Zeitpuncte zu übergeben.

Ferner würde sich der Verein auch allen denjenigen Bedingungen zu unter¬
werfen haben , welche dem Eigenthümer des jetzigen Schauspielhauses vorgeschrieben
und aus der Unter - Anlage s . ersichtlich sind , wobei jedoch die unter 2. angegebene
Bedingung nach dem gleich Anzuführenden einer Modifikation unterliegen würde.

Da nämlich der Verein sich im Laufe der Zeit möglicherweise wieder auf¬
lösen und das neu zu erbauende Schauspielhaus alsdann eben so gut als das jetzige
in die Hände eines einzelnen Privatmannes oder einzelner Privatpersonen übergehen
könnte , so wären , um für die Zukunft die nachtheiligen Folgen , die damit verknüpft
sind , abzuwenden, desfalls noch folgende Bedingungen beizufügen :

s . in dem Falle , daß sich der Verein auflöset , steht es dem Staate frei ,
das Schauspielhaus gegen Zahlung der auf demselben haftenden Hand¬
festen zu übernehmen, und außerdem wird ihm bei einem etwanigen Ver¬
kaufe desselben ein Näherrecht stipulirt ;

b. will der Staat von jenem Vorbehalte oder diesem Rechte keinen Gebrauch
machen ; so steht dem künftigen Erwerber des Schauspielhauses nicht mehr
das Recht zu , den Miethwerth desselben mit dem Unternehmer nach Gut¬
dünken zu verabreden und zu bedingen , sondern es wird der Jnspection
des Theaters die Befugniß ertheilt, solchen nach billigem Ermessen so fest¬
zusetzen , daß dadurch die Schauspiel - Unternehmung nicht gefährdet wird.

Was
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Was endlich die Wahl des anzuweisenden Platzes , so wie den dafür zu zah¬

lenden Kaufpreis anlangt ; so bemerkt die Deputation , in Betreff des ersteren Gegen¬

standes , daß ihr nur zwei Plätze dazu besonders geeignet geschienen haben , nämlich :

1 ) der Platz nahe vor dem Heerdcnkhore links vom Ausgange . Dieser Platz

ist hinlänglich geräumig , und wenn mit dem dort zu erbauenden Schau¬

spielhaus : die jetzt zurückstehende Wache auf eine zweckmäßige Weise ver¬

bunden würde ; so würde damit einem Uebclstande , der doch einmal mit

der Zeit beseitiget werden muß , abgeholfen werden .

2 ) Der Platz vor dem Osterkhore , ebenfalls links zur Seit « des DetentionS «

Hauses , der auch hinlänglich geräumig ist .

Die Direktion des Actien - Vereins wird , wi « es scheint , dem ersteren Platz «

den Vorzug geben , und auch die Deputation sind « diesen Platz vorzugsweise geeig¬

net , weshalb sie im Falle der Bewilligung auf Anweisung dieses Platzes anträgt .

In Hinsicht des Kaufpreises , der für einen dieser Plätze zu bedingen wär « ,

ist zu erinnern , daß nach einer vorlänsigen Angabe das neue Gebäude etwa auf

100 Fuß Breite und 120 Fuß Tiefe angelegt werden dürfte , somit einen Flächen -

räum von 12000 fW >ß einnehmen würde . Bei Veräußerungen einzelner Parcelen

des öffentlichen Fundus ist stets nach den Umständen verfahren . Unter den obwalten¬

den Verhältnissen scheint der Deputation die Summe von 6000 H ein angemessener

Preis zu seyn .

Sollten der Senat und die Bürgerschaft den hier entwickelten Ansichten bei¬

pflichten und sich dem Antrage des Vereins geneigt erklären ; so stellt die Deputation

schließlich noch anheim , die Regulirung der ganzen Angelegenheit , insbesondere die

Festsetzung der Bedingungen , die hier nur oberflächlich angebellter sind , an eine damit

zu beauftragende Deputation zurück zu verweisen .

Unter - Anlage a . zu 6 .

dem ehemaligen Schauspiel » Dircctor Carl Friedrich Gütschow ,
genannt Bcthmann ,

der Ankauf des Schauspielhauses gestattet ist.

1 . ) ^ ^ as Gebäude darf fortwährend nur zu einem öffentlichen Schauspiel -

haufe und der Grund und Boden nie anders als für ein öffentliches Schauspielhaus

benutzt werben . Namentlich ist es untersagt , da « Schauspielhaus zugleich als Wohnung
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zu benutzen , oder in demselben eine öffentliche Restauration und Schenke zu halten ,
welche letztere nur wahrend der Vorstellungen im Theater zugestanden ist.

2.) Es steht dem Supplicanten keinesweges frei , das Haus gänzlich zu
schließen, wenn er dasselbe künftig nicht selbst benutzen könnte oder wollte ; vielmehr
ist er in diesem Falle verbunden , das Schauspielhaus dem jedesmaligen concessio-
nirten Unternehmer des Schauspiels gegen eine angemessene in Ermangelung einer
anderweitigen Uebereinkunft mit demselben durch Sachverständige zu ermittelnde Miethe
zum Gebrauche zu überlasse » , wobei alsdann einer der Sachverständigen von ihm ,
der zweite von dem coneesstonirten Unternehmer und ein dritter von der Jnspeetion des
Theaters zu ernennen ist , und der Supplieant sich dem Ausspruche derselben ohne
weitere Berufung auf eine gerichtliche Entscheidung zu unterwerfen hat.

3 .) Das Schauspielhaus muß nicht nur stets in baulichem Stande erhalten
werden , sondern es ist auch der Supplieant, bei etwa vorzunehmenden Veränderun¬
gen in der innern Einrichtung oder in der äußern Bauart desselben , die Genehmigung
der Jnspeetion des Theaters vorab einzuholen , verbunden.

4.) In allen künftigen Kaufbriefen , Anschlägen und Lassnngen , so wie in
den zu willigenden Hypotheken und Handfesten ist ausdrücklich anzuführen , daß die
Veräußerung oder Verpfändung nur unter den in gegenwärtigem Beschlusse enthal¬
tenen Beschränkungen geschehe.

5 .) Würde der Supplieant Liesen Verpflichtungen nicht nachkommen , so kann
auf seine Gefahr und Kosten sofort der öffentliche Verkauf des Hauses nebst Grund
und Boden von ObrigkeitSwegeu angeordnet werden.

6 .) Alle dem Vorstehenden nach dem Supplicanten obliegenden Lasten und
Verbindlichkeiten treffen in gleichem Maaße auch diejenigen , welche als Erben oder
aus einem sonstigen Grunde seine Nachfolger in dem eigenthümlichen Besitze des
Hauses nebst Grund und Boden seyn werden .

Anlag « H.
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Anlage bl .
mir Unter - Anlage a .

zum Antrage des Senats .

Vorstellung
der

Jnspection und Administration des Armenhauses ,
in Betreff des

Ertrages der Fährpacht .

X ^- ie Jnspection und Administration des Armenhauses erlaubte sich bereit « in

den Jahren 1831 und 1832 , nachdem von einer wegen Mißverhältnisse der Ausgaben

und Einnahmen der SlaatScasse niedergcsehten Deputation angedeutet worden , daß

das Armenhaus vielleicht die bisher genossene Fährpacht würde entbehren können , in

zwei verschiedenen Berichten darzulegen , daß dieses keineswegs der Fall sey , und daß

der Ausfall dieser seit 1796 fortdauernd genossener Einnahme eine Verminderung in

der Zahl der seither aufgenommenen Armen nach sich ziehen werde . Für das Jahr

1831 wurde hierauf die Einnahme noch dem Armenhause zugesichert ; 1832 und

1833 über den Betrag zu Gunsten der Dienstboten - Krankenkasse verfügt ; 1831 ist ,

so wie für dieses Jahr keine besondere Verfügung darüber getroffen und diese Ein¬

nahme der SlaatScasse verblieben .

Als im Jahre 1832 zuerst dieser bedeutende Posten bei der Einnahme des

Armenhauses ausfiel und nach den seitherigen Erfahrungen ein Deficit der Rechnung

zu besorgen stand , wurde es sofort in Berathung gezogen , ob und bis wie weit die

Zahl der Armen zu beschränken seyn würde . Das Harte dieses Schritte « bei der

großen Zahl sich zur Aufnahme meldender , zu dieser in jeder Hinsicht geeigneten In¬

dividuen bewog jedoch die Session , mit dieser Maaßregel Anstand zu nehmen und

vorab noch den Versuch zu machen , ob cS nicht bei größter Sparsamkeit möglich seyn

werde , die volle Zahl von 224 Armen in dieser Anstalt zu erhalten . — Die Session

fand sich um so mehr zu diesem Entschlüsse veranlaßt , weil nicht allein fortwährend

die Zahl der sich zur Aufnahme meldenden Armen sehr groß war , sondern weil offen¬

bar die Verpflegung von etwa 20 bis 24 Personen , für welche die Zahl hätte be¬

schränkt werden müssen , fast nur eine Ersparung in den Kosten für Speisung , Klei¬

dung und dergleichen , keincSwegeS aber in den übrigen Ausgaben eine erhebliche Ver¬

minderung bewirken konnte , der wohlfeile Preis der hauptsächlichsten Lebensbedürfnisse

aber Hoffnung gab , man werde mit den Einnahmen ausreichen können . — Diese Er¬

wartung ist jedoch nicht erfüllt , und die Jnspection und Administration des Armen¬

hauses hält es daher für ihre Pflicht , ein « Uebersicht der Rechnung « - Verhältnisse dieser

Anstalt
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UNirr- Anlas « Anstalt seit den letzten 10 Jahren in einem Auszuge aus den Büchern in der Anlagevorzulegen und damit das Gesuch zu verbinden , dem Armenhaus ? die Fährpacht wie
früherhin wieder zuzuwenden und dadurch es möglich zu machen , daß diese Anstalt in
ihrem bisherigen Wirkungskreise erhalten werden könne .

Der vorliegende Auszug über die Einnahme des Armenhauses ergiebt leidereine fortwährende Verminderung in allen verschiedenen Zweigen derselben , woran der
herabgeschte Zinsfuß , dann aber auch die leider ziemlich allgemein verbreitete Meinung ,diese Anstalt bedürft weniger vor andern milden Stiftungen der fortwährenden Be¬
rücksichtigung , Schuld ist . Die Jnspecrion und Administration hat daher auch indieser Rücksicht gern die Gelegenheit benutzt , darzuchun , daß schon seit mehreren Jah¬ren kein Ueberschuß gewesen ist , sondern die Einnahme nicht vollständig zur Bestrei¬tung der Ausgaben hingereicht haben , da sie sich verpflichtet halten mußte , alle ein -
gehenden Vermächtnisse dem Capital - Vermögen des Hauses zuzustellen .

Die Einnahmen dieses Jahres werden nun noch eine weitere Herabsetzung er¬leiden , da durch den im vorigen Jahre nothwendig gewordenen Ban eines den Ein¬
sturz drohenden Stalles , nothwendig gewordene Reparatur des Thurms u . dgl . die
Zinsen eines Capitals von circa 2800 «K verloren werden , dann die Zins - Reduktionder Staarspapiere und der von Anleihen an Privatpersonen einen Ausfall von 250
ergeben wird . Bei den Ausgaben ist dagegen keine weitere Ersparung möglich , wennden aufgenommenen Armen nicht ihnen unentbehrliche Bedürfnisse entzogen werdensollen , wohl aber ist eine nicht unbedeutende Vergrößerung derselben bei einiger Stei¬
gerung der Lebensmittel unvermeidlich . Es bleibt demnach , um die Ausgaben mit den
Einnahmen zu decken , nur eine Verminderung der Zahl der Armen übrig , falls LasDessert nicht durch die Zuweisung der Fährpacht gedeckt wird ; die Jnspecrion undAdministration hegt jedoch die Hoffnung , daß der Senat und die Bürgerschaft dieseszu beschließen geneigen werde , und empfiehlt die von ihr vertretene Anstalt demWohlwollen derselben .

Unter
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Unter - Anlage » . zu tt .

küriiisIirnS .

Einnahme und Ausgabe des
von 1824 Juli I . bis 1834 December 31 . , also in

A r m e n h a u s e s
einem Zeitraum von Jahren .

Zinsen .
Meierzinsen .
Verpachtungen .
Pacht der Ueberfahrt über die

Weser an der Schlachte und
am Neustadts - Deiche .

Klingelbeutel , Orgelbüchsen und
Pfundegelder .

Lichtung der Kirchspiels - Armen -
Cafsen .

Becken - Ausstellung am Dank - ,
Büß - und Bettage .

Becken -Ausstellung am 18 . OctLr . .
Hochzeitsbüchsen - Gelder .
Geschenk der Neumanns Armen -

Easse .
Lichtung der Blöcke am Hause . .
Diverse Schenkungen .
Ertrag des Schauspiels .
Consumtions - Vergütung .
Oeffentliche Schaustellungen im

Freimarkte .
Soldaten - Pensionen u. Leibrenten .
Ueberschuß der Todtenladcn .
Verarbeitung von Flachs u . Wolle .
Wochengeld .
Vergütung f . d . Kloster - Prövener .
Außerordentliche Einnahme .
Jährliche Vergütung des Mann¬

hauses für Beköstigung u . Ver¬
pflegung des Personals desselben
und sonstige Auslagen .

Disconto von nutzbar gemachtem
Gelde . . . . . . .

Antheil am Fond der Association
zur Versicherung gegen Feuers¬
gefahr .

Vergütung wegen Brandschaden . .

Legate .

1824 1825 1826 1827
1828
-s R

1828 1829
v . Juli 1 .
b . Dec . 31 .

^ 3s

1830 1831

fls

1832

-e R
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Sk.
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"E R.
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-e 3s
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199

48jl

43980 67 12109j19 12050 65 21 12613 59z 24 ; 43469 37 ; 19652 39 49761 946 «

Gehalte , Lohn und Pensionen . . .
Zinsen .
Grundsteuer .
MricrzinS an St . Stephan ! Kirche .
Jährliche Abgabe an daS refor »

mirte Waisenhaus , auf die ein¬
gehenden Klingelbeutel , Gelder
angewiesen .

Speisung . j
Kleidung . >
Feurung und Licht . !
Medikamente . j
diverse HauShaltungS - Bcdürf , i

Nisse und kleine Ausgaben - z
)auShallunaS -Geräkh u . Mobilien . ,
lau - und Reparatur - Kosten . . .
Beerdigungskosten von Personen ,

die in keinerTodtenlade sind . .
Ehrliche Vergütung an daSÄann -
hauS für den Platz , worauf da»
Armenhaus erbauet ist . .

Abgetragene Capitalien . .
euer - Assccuranz .
jeitrag zur Armenpflege am Nun .

tenlhorSsteinwege u . Reuenlande
hsindung mit dem Mannhause

wegen deS alten MannhauS -
LocalS an daS Armenhaus und
Verzichtleistung auf die durch
dasselbe bezahlte jährliche Ren¬
ke von 49 »ch .

onsumtionS - Bergülung an da»
MannhauS .

leköstiguna und Verpflegung » -
Kosten für HäuSIingr auf dem
Lande .

uSgaben , veranlaßt durch die
Cholera .
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48 .33 war die geregelte Einnahme .

4834 desgleichen . . .

Bei Vorlegung der obigen Uebersicht der Einnahme während der letzten 10; Jahren , darf über di. se sämmtlichen Rechnung » . Perioden

kein Durchschnitt gezogen werden , da mehrere Einnahmen , wie die Pacht der Ueberfahrt , Vergütung am 18ten Oktober « . s. w. , in den letzten

Jahren der Anstalt entzogen worden sind . Es kann daher nur der richtige Durchschnitt von den Jahren 1833 und 4834 gezogen werden :

. ^ 9,844 - —

. , 9,366 - 1«i

H,477 . 4»4

Durchschnitt pr . Ja hr . . . . H 9,588 - 451

Die geregelten Ausgaben der beiden Jahre betragen 1833 . . . . . . ^ 9,882 ,

. . - 42,734 - 48

ULMiHzj

Davon müssen abgerechnet werden :

1834 die Kosten des Neubaus eines Stallgebäudes . . . »F ^

Reparatur des Thurms .

Verbesserung des großen Weidekamps . " ^

Rebigr« Deficit pe . Iahe . 2,3 . « z

Dasselbe vermehrt sich nun noch in dem laufenden und nächsten Jahren durch die von Rath und Bürgerschaft beliebte

Reduktion de» Zin - fuße» von 4 aus Zh pCt. , wodurch aus «K 42,444 » 12 U. Staat « » Document« eingebüßt werden . . . . . . . . . . . . - 240 » 54 ^
wa» demnach in Zukunft ein gewisse« Deficit von . . . . . . . '.»4 . 48j

«SS , 22 !

2.39 - 42

sämmtlich in Bau und Reparatur - Kosten aufgeführt . -4 2.654 - M

so wie ferner die Ertra - AuSg - b-n , durch die Cholera veranlaßt . welch. in.

zwischen auch einen größeren Ueberschuß der Todtenladen herbeigeführt ha ^ — — 2,849 . 3V»

-4 ' S,7 «5 - 4 ,

Durchschnitt pr. Jahr . . . . ^ 9,882 . 421

. . S.S8S . «51
ab obige Einnahme-

Defieit pr. Jahr 293 . S»t

«rgirbt , ohn « wa« dasselbe noch durch die seit »iWW Lab " f» »st norgwendi« D»>»»rv,n , L^erabfetz»«« da« 8» b»t Wtnat . Vers»«»»

belegten Capitalien und durch den Zinsen . Verlust der wie vorstehend vom Sap lal benutzten Summ « S » ^ 2,84» . Z0tz Dh vergrößert wirb.

Dir von Jahr zu Jahr spärlicher etngrheadrn Legate « erden zum Capital geschlagen , und können t« der Durchschnitt« . Lmnahme nicht

aufgenommen werden .

Dir Speisung und Kleidung al« die Haupt . Autgabrn , welch« von der mehr »der mmdern Anzahl der Htusling « sttpui » « » arde« ,

betragen:
4SZ4 . H 4,579 . 48 X für Speisung ,

. 4,292 43 . . Kleidung,

> 5,773 . 49 X

ergirbt aus 224 Htu «linge . ^ 25 . »5 , « p». Kaps .
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Unter - Anlasse a . zu I .

Kostenanschlag
von der

Bedeckung der Wasserlöse, vom Heerdenthore
bis an die Bürgerviehweide.

^ ) ie Länge der zn bedeckenden Strecke ist circa 1400 Fuß. Eine Durchflußöff-
nung von 3 und 3 Fuß im Lichten — 9 Quadratfuß, ist als genügend erkannt.

Eine Bedeckung von Holz , wie außer dem Ansgarüthore , woselbst das wohl¬
feilste Material gewählt werden mußte und wegen der wieder zu benutzenden Ufereinr
sassungcn auch gewählt werden konnte , ist in dem vorliegenden Falle nicht zu empfeh¬
len ; weil die hölzernen Schälungen der Wasserlöse außer dem Heerdenthore nicht
benutzt werden können und ein hölzerner Canal bei den gegebenen Dimensionen nicht
wohlfeiler seyn wird , als ein steinerner .

1 .) 1400 Fuß steinernen Canals , von Oberkirchner und Min-

3 .) Erdarbeit und Rammerlohn , Anfuhr von Steinschutt ,
Bearbeitung der zum Theil aus dem alten Bollwerke er¬
folgenden Pfähle , Ankauf neuer Pfähle , wenn die vor¬
handenen nicht ausreichen , Legung des Canals u . s. w. . . . - 388 - 40

dencr Steinen , incl . Transport u 3Ve «K

2 .) 1400 Tonnen Füll - Material .

«K 4433 - 48

- 77 - 56

4 .) Für einige Luken zum Einsteigen beim Reinigen - 100 - —

Smnma «L> 5000 - —

( Gez . : ) StaMM .



1835 . November 13.

Anlage I.
mit Unter - Anlage r>.

zum Antrage des Senats .

Bedeckung
der

Wasserrose außer dem Heerdenthore .

«V " Gefolge der Vereinbarungen in den Convcnten vom 14 . April und

15 . Mai wurde die Finanz - Deputation zu einem Berichte aufgefordert , ob und wie

bei der Wasserlöfe den Übeln Ausdünstungen mittelst einer Ueberdeckung derselben ab¬

zuhelfen stehe , und verfehlt dieselbe nicht , darüber das Nachstehende vorzutragen .

Die Wasserleitung , welche das Straßcnwasscr aus einem Theile der obern

Stadt mittelst eines von der Heerdenthorswallstraße bis zu der Reitbahn außerhalb des

HeerdenlhorS reichenden verdeckten Canals abführt , schließt sich bei der Reitbahn an

einen offenen Canal , die sogenannte Wasserlöfe , der an dem Steinwege und demnächst

die Weidestraße hinab das Wasser bis an die Bürgerviehwcide führt . Der Uebel -

stand , daß diese offene Wasserleitung bei trockener Witterung , wo der Abstuß in der¬

selben minder lebhaft ist , einen lästigen Geruch verbreitet , ist bekannt , und hat beson¬

ders in neuern Zeiten , wo die Gegend , durch welche sie führt , stärker wie früher der

Fall war , bebauet worden , zu wiederholten Klagen Anlaß gegeben . Eine Abhülfe

dieses Ucbelstandes ist allerdings durch eine Ueberdeckung des Canals , wenn man die

Kosten einer solchen Anlage an dieselbe wendet und von der größer « Beschwerlichkeit

und Kostspieligkeit der Reinigung eines verdeckten Canals , besonders wenn er in har¬

ten Wintern von Eis verstopft ist , absieht , zu erwirken , weshalb die Deputation den

Bau - Jnspector Stamm zu Anfertigung eines Anschlags der erforderlichen Anlage¬

kosten aufgefordert hat . Indem sie denselben in der Anlage lottern g . vorzulegen umn - . Anlage ».

sich beehrt , glaubt sie , der darin ausgesprochenen Ansicht beipflichten zu müssen , daß

wenn zu einer Ueberdeckung der Wasserlöfe geschritten werden soll , die Anlage gleich

von Sandstein massiv ausgeführt und nicht mittelst einer Ueberbohlung von Holz be¬

schafft werde , da diese letztere wegen des Erfordernisses ganz neuer genügend starker

Seiten - Bollwerke , nicht wohlfeiler als ein steinerner Canal und bei weitem minder

dauerhaft als ein solcher seyn würde .

( 60 ) U nter -


	Seite 161
	Seite 162
	Seite 163
	Seite 164
	Seite 165
	Seite 166
	Seite 167
	Seite 168
	Seite 169
	Seite 170
	Seite 171
	Seite 172
	Seite 173
	Seite 174
	Seite 175
	Seite 176
	Seite 177
	Seite 178
	Seite 179
	Seite 180
	Seite 181
	Seite 182
	Seite 183
	Seite 184
	Seite 185
	Seite 186
	Seite 187
	Seite 188
	Seite 189
	Seite 190
	Seite 191
	Seite 192
	Seite 193
	Seite 194
	Seite 196
	Seite 197
	Seite 198
	Seite 199
	Seite 200
	Seite 201
	Seite 202
	Seite 204
	Seite 108
	Seite 207

